
Es gibt viele Gefühle bei die-
ser Wahl (und damit ist 
nicht die pseudo-Liebe ei-
nes HC gemeint). Wut  über 
die Angriffe auf Löhne und 
Lebensstandard. Hass an-
gesichts von Korruption 
und Abgehobenheit von 
denen da oben. Angst vor 
weiterer Arbeitslosigkeit. 
Hoffnung, dass zumin-
dest nichts Schlimmeres 
kommt. Sehnsucht nach 
etwas Neuem.

Die Regierungspartei-
en tun so, als ob sie alles 
im Griff hätten und in Ös-
terreich alles besser wäre 
als im Rest der Welt. Doch 
das geht an der Lebensre-
alität von vielen, deren Job 
gefährdet oder weg ist oder 

die unter steigenden Prei-
sen stöhnen, vorbei. Die 
Scheinlösungen der „Op-
position“ sind v.a. Phra-
sen. Tatsächlich haben ja 
alle Parlamentsparteien in 
Regional- und Landespar-
lamenten schon bewiesen, 
dass sie in der Praxis ge-
nauso schlimm sind wie die 
aktuelle Regierung.

Die Pleiten bei Alpine, 
dayli und Co. zeigen, was 
noch vor uns liegt. Die Be-

hauptung, die Alpine-Plei-
te wäre gemeistert, ist eine 
Lüge. Viele der Bauarbei-
ter haben einen neuen Job – 
bis zum Winter und bis die 
aktuellen Aufträge erledigt 
sind – dann folgt die Ar-
beitslosigkeit! Wirtschafts-

vertreterInnen und „Ex-
pertInnen“ pochen bereits 
auf weitere Kürzungen: bei 
Bildung, Pensionen, Sozia-
lem – also bei jenen, die oh-
nehin nicht viel Geld haben. 

Gleichzeitig werden die 
Reichen immer reicher und 
das Parlament macht Poli-
tik in ihrem Sinne. Die SLP 
gehört diesem Club nicht 
an. Wir wollen keinen Cent 
von den Reichen, freuen 
uns aber über Unterstüt-

zung und Spenden von Ar-
beitnehmerInnen, Jugend-
lichen und PensionistIn-
nen. EinE Abgeordnete der 
SLP würde nur ein Durch-
schnittseinkommen bezie-
hen – wie es z.B. Joe Hig-
gins in Irland, Paul Murphy 

im EU-Parlament oder Hei-
drun Dittrich in Deutsch-
land machen. Die SLP ist 
Teil jener Bewegungen, die 
gegen Ungerechtigkeit, 
Ausbeutung und Armut 
kämpfen. Wir haben mit 
dem Einheitsbrei im Par-
lament und am Stimmzet-
tel nichts zu tun – wir sind 
eine kämpferische Organi-
sation, die 364 Tage im Jahr 
aktiv ist – und an einem Tag 
zur Wahl steht. SLP wählen 
ist gut – mit uns aktiv wer-
den noch besser!

Sonja Grusch, 
SLP-Spitzenkandidatin
	

Kämpfen gegen Politik für 
Banken und Konzerne:
FF 10 Milliarden für 
Bildung & Soziales
FF Superreiche 
enteignen statt 
Massenentlassungen
FF Sozialabbau bekämpfen 
Mindestlohn von 
€ 1.700 brutto! 
FF Mietobergrenze: 10 % 
des Einkommens! 

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Am 29. September:  Die SLP ist die 
sozialistische Alternative zum Einheitsbrei. 
SLP wählen und mit der SLP aktiv werden!

Lange Tradition des Sozialabbaus
Wie der Sozialstaat bereits seit Jahrzehnten zer-
schlagen wird und welche Rolle dabei die Sozi-
aldemokratie spielt. Heute beruft sie sich gerne 
auf die Errungenschaften der 1970er und ver-
sucht sich im Wahlkampf als „Partei der Ar-
beit“ darzustellen. Doch Sozialabbau gibt es 
nicht erst seit der schwarz-blauen Regierung 
und der Wirtschaftskrise.	 Seite 2

USA: Sozialismus immer populärer
 Ein Jahr nach seiner Wiederwahl ist Obamas Po-
pularität gering. Frust und Enttäuschung über 
das Zwei-Parteiensystem an sich steigen. Es gibt 
eine wachsende Offenheit für sozialistische Ide-
en, sozialistische KandidatInnen gewinnen an 
Unterstützung. Nach mehreren Jahren Krise 
ziehen die Menschen Schlussfolgerungen, die 
den Herrschenden nicht gefallen. 	                Seite 12

Schwerpunkt
Die SLP tritt bei den Nati-
onalratswahlen an. Ei-
ne ausführliche Erklä-
rung von Forderungen 
und Programm und der 
Frage „warum überhaupt 
antreten“ findet sich im 
Schwerpunkt. Seiten 7-10
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von Sonja Grusch� Enthusiasmus 
kann keine der Parlaments-
parteien im Wahlkampf er-
zeugen. Nicht verwunderlich - 
sind sie doch ähnlich in ihren 
Phrasen und ähnlich grausig in 
ihrer Politik.
Anders sieht es bei den neu-

en Listen aus. Teils österreichweit, teils in einzel-
nen Bundesländern treten neben den alten Parla-
mentsparteien und den zwei Millionärslisten (Team 
Stronach und Neos) sieben Listen an. Das zeigt den 
Wunsch nach etwas Neuem, auch auf dem Stimm-
zettel. Viele davon sind rechts (EU-Austrittspartei), 
ultrakonservativ (Christen) oder wirtschaftslibe-
ral (Neos, Piraten). Neu ist aber, dass zumindest drei 

Listen antreten, die als links gesehen werden - die 
KPÖ, der Wandel und die SLP. Dass es keine linke 
Bündniskandidatur gibt, ist schade. Die SLP hatte 
2012 die KPÖ und andere Linke auf ein linkes Wahl-
bündnis angesprochen und eine linke Konferenz 
vorgeschlagen. Hätten KPÖ und SLP eine solche Ini-
tiative gesetzt, hätten sich wohl auch viele Mitstrei-
terInnen des Wandels beteiligt und damit eine Zer-
splitterung linker Stimmen verhindert. Leider wa-
ren wir nicht erfolgreich. Die SLP kann bei diesen 
Wahlen nur in Wien gewählt werden - was also in 
den anderen Bundesländern tun? Die KPÖ ist kei-
ne ernsthafte Alternative, der Wandel noch weni-
ger. Die KPÖ beharrt auf ihrem Alleinvertretungs-
anspruch, akzeptiert nur Bündnisse, die sie domi-
niert und ist damit ein Hindernis beim Aufbau der 
so dringend nötigen neuen Partei für ArbeiterIn-
nen und Jugendliche. Der Wandel ist wohl ein eher 
kurzlebiges Projekt, das teilweise nicht einmal links 
von den Grünen steht ("Erhöhung des Pensionsan-
trittsalters bei Frauen sowie des faktischen Antritts-
alters"). Eine Stimme für die KPÖ signalisiert aller-
dings den Wunsch nach einer linken Alternative, als 
kleineres Übel ist sie wählbar. Damit es eine echte 
Alternative gibt, kannst du aber in ganz Österreich 
mit der SLP aktiv werden!

In allen öffentlichen Ein-
richtungen wird seit 
den 1990ern privatisiert. 
Ganze Abteilungen von 
Krankenhäusern wie Kü-
chen, Sterilisation, tech-
nisches Service, Reini-
gung sind auch dort, wo 
die SPÖ am Ruder ist, 
längst in privater Hand. 
Leistungen werden privat 
vergeben, Abteilungen 
ausgelagert und wegen 
Stellenabbau wird auf 
Leihpersonal zurückge-
griffen. Angeblich spart 
das Kosten. Tatsächlich 

führen die Vergaben oft 
zu Korruption und im-
mer zu Riesenprofiten für 
UnternehmerInnen so-
wie zu prekärer schlecht 
bezahlter Arbeit für die 
Beschäftigten. Die Ge-
sundheitspolitik sorgt 
damit für Bereicherung 
Weniger auf Kosten von 
Beschäftigten und Pati-
entInnen. Im AKH kämp-
fen Opfer dieser Politik, 
die LeiharbeiterInnen der 
Firma AGO, um ihre Jobs 
und um Übernahme in 
die Gemeinde Wien.

Zerschlagungen im 
Gesundheitswesen

Zerschlagungen im  
Bildungswesen

Der Wunsch nach 
etwas wirklich Neuem
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Im Bildungswesen sehen wir 
seit den 1990er Jahren ei-
ne Anpassung an die Be-
dürfnisse der Wirtschaft. 
Öffentliche Schulen und 
Universitäten werden aus-
gehungert und private Bil-
dungseinrichtungen for-
ciert. Klassen werden grö-
ßer, LehrerInnen fehlen. 
Das neue Dienstrecht wird 
weitere Verschlechterun-
gen auch für die Schüle-
rInnen bringen. Öffent-
liche Unis müssen Wer-
bung für Firmen plaka-
tieren, um an Geld zu 

kommen, die Lehrinhalte 
werden an kurzfristig von 
der Wirtschaft benötigtes 
Wissen angepasst. Wer es 
sich leisten kann, schickt 
seine/ihre Kinder an Eli-
te-Schulen und -Unis. Die 
Nachhilfeindustrie boomt, 
Unternehmen freuen sich 
über billige, nach ihren 
kurzfristigen Bedürfnis-
sen zurechtgebogene Ab-
solventInnen und Gra-
tis-PraktikantInnen. Die 
Verantwortung wird auf 
LehrerInnen und Eltern 
abgewälzt.

Spätestens seit den 1980er 
Jahren gibt es in Öster-
reich Sozialabbau – un-
ter aktiver Beteiligung der 
SPÖ, die mit der kapitalis-

tischen Zwangsjacke ver-
wachsen ist. Sie sieht Un-
ternehmerInnen als „Her-
ren“ über Jobs an und stellt 
folglich die Interessen von 
Beschäftigten hinter je-
ne der Unternehmen. Dass 
die ÖVP dabei manchmal 
brutaler vorgeht, ändert 
daran nichts. Schon in der 
„Ära Kreisky“ begann die 
Umverteilung von unten 
nach oben. Ab den 1980er-
Jahren kam es internati-
onal zu einer neolibera-
len Wende, von der Öster-

reich nicht ausgenommen 
war. Profitable Investiti-
onsmöglichkeiten wurden 
rar, neue mussten her und 
wurden gefunden: Seit 

den 1990er-Jahren wird 
durch die Sozialdemo-
kratie privatisiert sowie 
der Sozialstaat im Inter-
esse des Kapitals zurecht-
gestutzt und als profitab-
les Investitionsgebiet zur 
Verfügung gestellt. Kür-
zungen von öffentlichen 
Leistungen, einherge-
hend mit Forcierung ent-
sprechender privater Mo-
delle sowie Auslagerun-
gen und Privatisierungen, 
erfolgten in allen Berei-
chen. Dabei bleiben Men-

schen auf der Strecke, die 
auf die verschlechterten 
öffentlichen Leistungen 
angewiesen sind und die 
privatisierten nicht be-

zahlen können. Auch sind 
damit Niedriglöhne, pre-
käre Arbeitsverhältnis-
se und schlechte Arbeits-
bedingungen für alle Ar-
beitnehmerInnen verbun-
den. Die Zerschlagung des 
Sozialstaates bekam mit 
der schwarz-blauen Re-
gierung und dann mit Be-
ginn der Wirtschaftskri-
se jeweils brutalere Aus-
maße, begann aber lang 
davor unter neolibera-
len SPÖVP-Regierungen. 
 		  Helga Schröder

Die Zerschlagung des Sozialstaates

Die Scheinopposition der SPÖ gegen ÖVP-Vorstoß 
zum 12-Stunden-Arbeitstag ist Wahlpropaganda. 
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Die mutige Bewegung der 
Flüchtlinge hat in der ge-
sellschaftlichen Wahr-
nehmung mehr bewegt als 
diverse zivilgesellschaft-

liche Projekte der letzten 
zwei Jahrzehnte. Gleich-
zeitig hat sie dem bürger-
lichen Staat samt aktu-
eller Regierung trotz arg 
ungleich verteilter Mittel 
zumindest teilweise Pa-
roli bieten können. Mobi-
lisierungen und das Ver-
binden der Asylfrage mit 
dem Erkämpfen sozialer 
Anliegen sieht das Innen-
ministerium nicht gern; 
gerade angesichts der wei-
terhin schwelenden kapi-
talistischen Krise. Die Se-

rie an größeren Insolven-
zen (Alpine, Dayli & Co.) 
belegt, dass die Zunahme 
der Arbeitslosigkeit ande-
re Ursachen hat als Asyl-

suchende und Zuwande-
rung.

Die Flüchtlingsbewegung ist 
für die Herrschenden ge-
nau deshalb doppelt un-
angenehm. Der Ton in 
der „Asyldebatte“ wird 
nicht mehr allein durch 
die üblichen Hetzmedi-
en sowie die Presseabtei-
lungen der Systempartei-
en FPÖ, ÖVP und SPÖ ge-
setzt. Langfristig ist aber 
noch etwas anderes wich-
tiger. Wenn sich diejeni-

gen erheben können, die 
es am schwersten haben, 
könnten Teile der „Mehr-
heitsbevölkerung“ und 
Schichten der Arbeitneh-

merInnen folgen. Zuerst 
in ihren eigenen Kämpfen, 
als da wären: Kollektiv-
vertrags-Verhandlungen, 
Jobabbau, Dienstrechts-
Verschlechterungen und 
drohende Angriffe bei 
Krankenstand, Urlaubs-
regelungen, 12-Stunden 
Arbeitstag etc. Von Pro-
test-Einzelbaustellen aus-
gehend könnte eine Ge-
neralisierung der Protes-
te drohen, so wie es sich 
im bedeutenden Streik-
jahr 2003 schlagartig (und 

für viele damals überra-
schend) entfaltete.

Den helleren Köpfen in 
SPÖVP, Wirtschaftskam-
mer und Industriellenver-
einigung ist klar, dass et-
was Derartiges zehn Jahre 
später aufgrund des fort-
gesetzten sozialen Zerfalls 
und dem schmelzenden 
Grundvertrauen in das 
etablierte System von grö-
ßerem Kaliber sein könn-
te. Deshalb ist mit einer 
Intensivierung polizeili-
cher Gewalt sowie politi-
schen/juristischen Versu-
chen zu rechnen, sozia-
le und Protest-Bewegun-
gen zu kriminalisieren. 
Dies ist jedoch nicht Aus-
druck der Stärke, sondern 
der Unruhe innerhalb der 
herrschenden Kreise.

		  Franz Neuhold

In Vorarlberg haben 
gleich zwei neue rech-
te Parteien den Wahl-
antritt dort geschafft. 
Die „EU-Austrittspar-
tei“ und die „Männer-
partei“ haben einiges 
gemeinsam: Beide ma-
chen jeweils eine Ursa-
che für alle Übel ver-
antwortlich und beide 
haben offene Flanken 
nach Rechts.

Für die „Männerpar-
tei“ ist DAS Übel die 
„menschenverachtende 
Feminismus-Ideologie“. 
Die „im Gesetz veran-
kerte Benachteiligung 
von Männern“ und die 
„der Biologie wider-
sprechende Karriere-
Rolle der Frau“ zerstört 
angeblich die Fami-
lie als Basis der Gesell-
schaft und führt auch zu 
Wirtschaftskrisen. Die 
Männerpartei kommt 
aus der radikalen „Vä-
terrechtsszene“ und es 
geht ihr eben nicht bloß 
um Väterrechte, son-
dern um ein konserva-
tives Weltbild. Mitglie-
der der Szene werden 
immer wieder wegen 
Tätlichkeiten oder To-
desdrohungen verur-
teilt und es kommt auch 
zur Zusammenarbeit 
mit der FPÖ.

Die „EU-Austritts-
partei“ kennt nur ei-
nen Feind, die EUdSSR. 
Sie allein (und nicht der 
Kapitalismus) sei ver-
antwortlich für die ge-
hemmte Wirtschaft, 
Umweltzerstörung etc. 
und v.a. bedrohe sie 
„unsere“ Souveräni-
tät. Je nachdem, wen in 
der Partei mensch fragt 
auch noch viel mehr: 
Verschwörungstheori-
en wie z.B. um den „Co-
dex Alimentarius“, eine 
EU-Richtlinie, die uns 
angeblich alle vergif-
ten soll, oder die „UN-
Agenda 21“, ein Plan, 
der „bestimmen Mäch-
ten“ die Weltherrschaft 
sichern soll, gehen in 
der Partei um. Ver-
schwörungstheorien 
sind nicht nur einfach 
eine Ablenkung von re-
al existierenden Prob-
lemen und ihren Ursa-
chen, sie sind sehr häu-
fig auch ein Einfallstor 
für Antisemitismus.

Der rechte Rand

Privatisierungen: Privatisiert 
bzw. teilprivatisiert wur-
den von SPÖVP seit den 
1980er Jahren u.a. OMV, 
Voest, Vamed, Austria Ta-
bak, Post. Trotz mehre-
ren Demonstrationen mit 
zehntausenden Teilneh-
merInnen halten beide Par-
teien am Privatisierungs-
kurs fest. Allein durch die 
Teilprivatisierung der OMV 
entgingen dem Staat 1996-
2010 rund 1 Mrd. Euro. Im 
ehemaligen Kernbereich 
der Verstaatlichten gingen 
rund 80.000 Jobs verloren.

Gesundheit: 1996/97: Kür-
zung des Krankengeldbe-
zugs von 78 auf 26 (bis max. 
52) Wochen; Einführung 
von Selbstbehalten für Spi-
talsaufenthalte, Heilbehelfe 
und Kuraufenthalte. Letz-
tes Sparpaket: 1,37 Mrd. Eu-
ro Kürzung durch Schlie-
ßung von Abteilungen in 
Krankenhäusern. Bis 2020 
sollen so an die 11 Mrd. ein-
gespart werden. Für diesen 
Betrag müsste man z.B. die 
gesamten österreichischen 
Spitäler für ein Jahr zusper-
ren.

Bildung: Die MinisterInnen 
Busek und Gehrer (beide 
unter einem SPÖ-Kanzler) 
in den 90-er Jahren: Ein-
führung von Selbstbehalten 
bei Schulbüchern und Frei-
fahrt, LehrerInnen müssen 
fürs Arbeiten bei Schulver-
anstaltungen wie Schikur-
sen zahlen, Wiedereinfüh-
rung der Klassenschüle-
rInnenhöchstzahl auf 35. 
1997/98: Schulautonomie 
bedeutet Selbstverwaltung 
des Mangels, Schulen wer-
den von Geld aus der Wirt-
schaft abhängig. 

Öffentlicher Dienst: Seit 30 
Jahren Hetze gegen angeb-
lich faule und überbezahlte 

„Beamte“. Anfang der 90er 
Jahre: Stellenabbau durch 
Nicht-Nachbesetzung und 
Wegfall des Kündigungs-
schutzes. 1997 Einmalzah-
lungen statt Lohnerhöhung, 
Streichung von Zulagen, die 
einen wesentlichen An-
teil des Gehalts ausmachen. 
Verwaltungsreform 2010: 
350 Mio. Euro Einsparun-
gen und Streichung von 
2900 Planstellen. Null-
lohnrunde 2013.

Eine lange Geschichte von Sozialabbau

Der Wahlkampf ist nicht der einzige Grund für Mikl-
Leitners brutalen Angriff auf Asyl-AktivistInnen

Regierung schlägt brutal um sich
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Am 11. September 1933 
kündigte Bundeskanz-
ler Dollfuß öffentlich 
das Ende der Demokra-
tie an. Die Gewerkschaf-
ten sollten der faschis-
tischen Einheitspartei 
untergeordnet werden. 
Von der Sozialdemokra-
tie um Otto Bauer und 
Karl Renner kam nicht 
nur kein Widerstand, 
sondern wieder ein An-
gebot zur Zusammenar-
beit. Obwohl kein direk-
ter Zusammenhang be-
stand, besetzten am Tag 
darauf 1.500 steirische 
Bergleute in Köflach, 
Fohnsdorf und Leoben 
Standorte der Österr. 
Alpine-Montangesell-
schaft. In den 20er Jah-
ren unterstütze die Alpi-
ne-Montan die faschis-
tischen Heimwehren 
und ab 1933 die Nazis. 
Die vom Unternehmen 

gegründeten „gelben“ 
Gewerkschaften kon-
trollierten weite Teile 
der Betriebsräte. Durch 
die Weltwirtschaftskri-
se wurde bei der Alpine 
Kurzarbeit eingeführt 
und viele Menschen ver-
loren ihre Jobs. Die Ra-
dikalisierung unter den 
ArbeiterInnen stieg und 
damit auch der Druck. 
Die „wilden“ Betriebs-
besetzungen hatten so 
ihren Ursprung auch in-
nerhalb dieser gelben 
Betriebsgewerkschaf-
ten. Mit einem kämp-
ferischen Anspruch ge-
lang es der Linksoppo-
sition der Sozialdemo-
kratie, sich an die Spitze 
der Bewegung zu stellen. 
Sie sah darin einen Be-
weis für die zunehmen-
de Radikalisierung und 
forderten ein Ende der 
Hinhaltetaktik von Bau-
er & Co. Das wäre auch 
das Potenzial gewesen, 
um den Faschismus zu-
rückzuschlagen. Leider 
aber ließ sich die Links-
opposition genauso wie 
die steirische Streikbe-
wegung von der Partei-
führung einlullen und 
ordnete sich unter. Eine 
Politik, die unweigerlich 
in die Niederlage vom 12. 
Februar führte.	
                          Albert Kropf

Frisch gekämpft, 
ist halb gewonnen!

Leeres Getöse oder wirkliche Offensive?
Zeitgleich mit dem Finale 
des Nationalratswahl-
kampfs beginnen die Vor-
bereitungen für die Herbst-
lohnrunde. Dabei wird sich 
zeigen, auf wessen Seite die 
SpitzengewerkschafterIn-
nen wirklich stehen. Wer-
den sie für die SPÖ wahl-
kämpfen oder endlich ein-
sehen, dass die Sozialpart-
nerschaft nicht erst mit 
dem neuen LehrerInnen-
dienstrecht gestorben ist? 
Werden sie für ihre eige-
nen Mandate auf SPÖ- und 
ÖVP-Listen kämpfen - oder 

für ordentliche Lohnerhö-
hungen und damit gegen 
diese Parteien?

Die offizielle Inflations-
rate ist zwar derzeit nicht 
hoch, doch beträgt die ech-
te Teuerung für Lebensmit-
tel und Wohnen ein Viel-
faches. Das bedeutet, dass 
KV-Abschlüsse weit über 
der Inflationsrate liegen 
müssen, damit der Real-
lohn nicht weiter sinkt.

Die GewerkschafterIn-
nen müssen endlich in die 
Offensive gehen. Das be-
deutet auch, den Wahl-

kampf als eine Zeit zu nüt-
zen, in der die Herrschen-
den leichter unter Druck 
zu setzen sind. Wenn die 
Gewerkschaft also ech-
te Verbesserungen errei-
chen will, darf sie nicht bis 
zum 30.9. warten, sondern 
muss umgehend offensive 
Forderungen an Unterneh-
men und Regierung (z.B. 
für eine generelle, gesetzli-
che Arbeitszeitverkürzung) 
stellen und dafür Kämpfe 
organisieren.	

	 Herbert Wanko, 
		     Lehrlingsausbilder 

Bis Ende September haben 
Betriebsratsvorsitzende 
Zeit, der Gewerkschaft ihre 
Lohnvorstellungen für die 
kommenden Verhandlun-

gen für den Kollektivver-
trag (KV) im Sozial- und 
Pflegebereich zu unter-
breiten. Daraus entwickelt 
die Gewerkschaft ihre of-
fizielle Forderung, die auf 
einer Betriebsrätekonfe-
renz im Oktober beschlos-
sen werden soll. Sie sollte 
aber nur die Untergrenze 
sein!

Rund 200.000 KollegIn-
nen sind von diesem KV 
betroffen. Sie leisten oft 
schwere, niedrig bezahl-

te Arbeit. Der letzte – zu 
niedrige – Abschluss wur-
de nur mit einer Stim-
me Mehrheit im Verhand-
lungsteam beschlossen. 

Hier zeigt sich der Druck 
aus den Betrieben: Die 
Leute wollen endlich mehr 
Geld im Börsl sehen! Eine 
deutliche Steigerung der 
Reallöhne muss her!

Die Verhandlungen ste-
hen unter dem Vorzeichen 
weiterer Einschnitte. Sie 
kommen von der Regie-
rung, werden aber von den 
ArbeitgeberInnen der Sozi-
alvereine an ihre Beschäf-
tigten weitergegeben. Sie 
fordern zwar von der Re-

gierung ein höheres Bud-
get, stellen sich bei Lohn-
verhandlungen aber stur.

Die BetriebsrätInnen, die 
in den vergangenen Jahren 

gegen faule Kompromis-
se gestimmt haben, soll-
ten sich schnellstens zu-
sammentun, um dieses 
Jahr organisiert zu kämp-
fen. Die SLP schlägt dazu 
eine Kampagne vor. In den 
nächsten Wochen braucht 
es Betriebsversammlun-
gen, auf denen Lohnfor-
derungen aufgestellt wer-
den, die den Bedürfnis-
sen der Beschäftigten ent-
sprechen. So lässt sich die 
Gewerkschaftsspitze un-

ter Druck setzen. Auf der 
Betriebsrätekonferenz im 
Oktober sollten kämpferi-
sche Betriebsräte gemein-
sam auftreten. Mit einem 
gemeinsamen Flugblatt 
könnten weitere Mitstrei-
terInnen gewonnen wer-
den. Denkbar ist auch ei-
ne Veranstaltung kämp-
ferischer Betriebsräte im 
Anschluss an die Konfe-
renz. „Viele KollegInnen 
im Sozialbereich haben 
Angst vor einem Streik,“ 
sagt Herbert Wanko, Be-
triebsrat und Jugendaus-
bilder. „Doch ein Streik ist 
nötig, um Verbesserungen 
zu erreichen. Es gab einen 
Streik am Krankenhaus 
Charité in Berlin. Das zeigt: 
Es ist möglich. Doch darauf 
müssen wir uns schon jetzt 
vorbereiten.“ 		
		  Christian Bunke

Die Lohnverhandlungen im Sozialbereich starten 
im Jänner. Jetzt ist die Zeit, dafür zu mobilisieren.

BAGS: Rauf mit 
den Reallöhnen
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Gegen diesen „Marsch der 
1000 Kreuze“ fand am sel-
ben Tag, dem 25 Juli, die 
„Pro-Choice“ Demonst-
ration mit Beteiligung der 

SLP statt. Unter dem Ban-
ner „Frauenrechte vertei-
digen, Abtreibungsgegne-
rInnen stoppen“ machten 
wir gegen den reaktionä-
ren Aufmarsch der christ-
lichen FundamentalistIn-
nen mobil. Trotz starker 
Repression durch die Po-
lizei und 37 Verhaftun-
gen von „Pro-Choice“ De-
monstrantInnen, konnten 
wir bis zur Schlussakti-
on der FundamentalistIn-
nen Flyer an PassantInnen 

verteilen. Maßgeblich am 
„Marsch der 1000 Kreu-
ze“ beteiligte Organisati-
onen wie etwa HLI üben 
nämlich seit Jahren Psy-

choterror auf Frauen aus 
und stellen eine reale Ge-
fahr für diese dar. Deshalb 
ist Aufklärungsarbeit nö-
tig, denn jedes Jahr ster-
ben weltweit immer noch 
Tausende Frauen an falsch 
durchgeführten Abtrei-
bungen. Dies interessiert 
die religiösen Fundamen-
talistInnen jedoch über-
haupt nicht. Unter dem 
Vorwand, unschuldige 
Leben zu schützen, redu-
zieren sie Frauen auf ih-

re Gebärfunktion und be-
drohen deren Gesundheit 
und Leben. Ihre Slogans 
klingen nur scheinbar so-
zial.

Die Polizei konnte zwar 
heuer die Pro-Choice 
Demonstration von ih-
rem Ziel abhalten, die 
Schlussaktion der Fun-
damentalistInnen zu ver-
hindern. Trotzdem wer-
den wir auch weiterhin 
das Recht der Frau auf 
Selbstbestimmung über 
den eigenen Körper ver-
teidigen und mit sozialen 
Forderungen verbinden!

	 Stefan Reifberger

Pro Choice für Abtreibung

Auch heuer zogen wieder christlich-fundamenta-
listische AbtreibungsgegnerInnen durch Salzburg.

Im Sommer stürzte die bis-
her brutalste Repressions-
welle auf die Flüchtlings-
bewegung ein. Aktivis-
tInnen leisteten gemein-
sam mit den Flüchtlingen 
erbitterten Widerstand, 
z.B. am 29.7., als die Ab-
schiebewelle begann, vor 
dem Abschiebegefängnis 
Rossauer Lände, am Flug-
hafen und selbst im Flug-
zeug. Die SLP war immer 
aktiv dabei (und Ziel von 
Polizeirepression).

Die folgenden Demons-
trationen wurden maß-
geblich von der SLP ini-
tiiert. Auf einer Demons-
tration organisierten wir 
konkrete Solidarität aus 
Gewerkschaftskreisen. Es 
gab eine Solidaritätsbot-
schaft der GPA-DJP Ju-
gend und mehrere Bei-
träge linker Betriebsrä-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen und AK-Rätinnen. 
Wir brachten die Idee re-
gelmäßiger Dienstagsde-
monstrationen ein und 
organisierten einige da-
von. Als Mikl-Leitner bei 
einer Pressekonferenz ih-
ren tendenziösen Bericht 
über „Schlepperei“ vor-
legte, protestierten auch 
SLP-AktivistInnen im Mi-
nisterium und davor.

Auf der KandidatInnen-
liste der SLP für die Nati-
onalratswahlen steht u.a. 
Muhammad Numan, einer 
der zentralsten Aktivisten 
der Bewegung. Er zeigt, 
dass Flüchtlinge nicht nur 
Opfer, sondern auch poli-
tische Akteure sind: „Ich 

bin erfreut über die Mög-
lichkeit, auf der Liste der 
SLP bei den Wahlen an-
treten zu können und da-
durch der Forderung nach 
Rechten für Asylwerbe-
rInnen mehr Aufmerk-
samkeit und Öffentlich-
keit zu erteilen. Die SLP ist 
die einzige Organisation, 
die von Anfang an an den 
Protesten beteiligt war 
und den Kampf der Refu-
gees unterstützt hat.“

Seine Entscheidung, uns 
bei den Wahlen zu un-
terstützen, auch wenn er 
aufgrund der rassistischen 
Gesetzeslage weder wäh-
len noch gewählt werden 
kann, reflektiert die kon-
struktive Rolle der SLP in 
der Bewegung.

Doch wir unterstützen die 
Bewegung nicht, um uns 
zu profilieren. Egal, ob es 
um Arbeitskämpfe, Bewe-
gungen gegen Bildungs-
abbau oder Widerstand 
gegen Rassismus geht: 
Die SLP unterstützt sozi-
ale Kämpfe, weil wir da-
rin das effektivste Mittel 
sehen, die Verhältnisse zu 
ändern. Für uns wird Poli-
tik nicht nur in Parlamen-
ten, sondern vor allem 
auf der Straße gemacht. 
Wir werden den Kampf 
der Flüchtlinge auch wei-
terhin unterstützen und 
nicht leisertreten, um ein 
paar Stimmen mehr zu er-
haschen. Für uns gilt: Vor 
der Wahl – nach der Wahl: 
Kein Mensch ist illegal!	  
		  Maria Hörtner

Aktiv in der  
Flüchtlingsbewegung

„Hätten Sie Interesse an 
 einer linken Alternative?“
Von 2.-16.7. sammelten wir 
von der SLP 500 Unterstüt-
zungserklärungen, um in 
Wien zu den Nationalrats-
wahlen antreten zu dürfen. 
Die AktivistInnen stan-
den dabei täglich mehrere 
Stunden vor den diversen 
Bezirksämtern.

Vor Ort fanden viele 
Diskussionen mit Passan-
tInnen statt. Unsere For-
derungen, z.B. „Wohnen 
darf nicht mehr als 10  % 
des Einkommens kosten!“ 
haben viel Zuspruch er-
halten.

Viele der Erklärungen 
wurden von PassantInnen, 
die uns erst durch Diskus-
sionen kennen gelernt ha-
ben, eingereicht. Nebenbei 
konnten sehr viele Zeitun-
gen verkauft werden. Das 
Interesse an unserer Arbeit 
und unseren Inhalten war 
wirklich groß. Viele sind 
auf der Suche nach „etwas 
Neuem“.

Bemerkenswert ist auch, 
dass wir als erste nicht 
schwerreiche Partei fertig 
geworden sind. Aktivismus 
schlägt Geld!	 Sedef Yavuz

Termin des Monats

Am Ende des Wahlkampfs� wollen wir noch einmal zei-
gen, was wir von der etablierten Politik halten, die uns 
nur Kürzungen, Jobabbau und Arbeitslosigkeit zu bie-
ten hat. Mit einer lautstarken Demonstration werden 
wir durch die Straßen ziehen und 10 Milliarden für Bil-
dung und Soziales statt für Banken und Konzerne for-
dern. Sei dabei!

Demonstration
Schluss mit Massenentlassungen und Kürzungen
Holen wir uns das Geld bei den Reichen
Dienstag, 17. September, 18.00 Uhr 
Wien 20, Millenniumcity, U6 Handelskai

17. September: Demo gegen 
Armut und Arbeitslosigkeit
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Seit einigen Wochen kämp-
fen „Die Werkstürmer“ auf 
Kinoleinwänden um die 
Erhaltung „ihres“ Stahl-
werkes, welches nach der 
Übernahme durch ei-

nen Großkonzern vor dem 
Aus steht. Kern des Films 
ist der Arbeitskampf den 
Patrick Angerer (Micha-
el Ostrowski) mit seinen 
Kollegen führt, begleitet 
von ein bisschen Fußball 
und teilweise überschattet 
von einer Liebesgeschich-
te. Doch trotzdem: Kaum 
ein österreichischer Film 
hat in den letzten Jahren so 
offen die aussichtslose Si-
tuation von ArbeiterInnen 
gezeigt, wenn diese vor ei-

ner ungewissen Zukunft 
stehen und von Gewerk-
schaften im Stich gelassen 
werden. Wie im echten Le-
ben führt der schmierige 
Gewerkschafter Ulf Hor-

varth die Lohnverhandlun-
gen abgehoben und büro-
kratisch – und versagt. Sei-
ne Verlobte, symbolisch für 
kämpferische Schichten der 
Gewerkschaft, bremst er. 
Sie (und schließlich auch 
Angerer) entscheidet sich 
aber dann für den Kampf.

Firmenboss Geigl taucht un-
ter, die Belegschaft reagiert 
mit Streik. Währenddessen 
vertritt die Gewerkschaft 
die Unternehmensinteres-

sen – „Mir is wurscht, was 
die Belegschaft will!“ (Hor-
varth) – und versucht, die 
Arbeiter zurück an die Ma-
schinen zu drängen.

Letztlich nimmt Ange-

rer auf Wunsch der Beleg-
schaft an den Verhand-
lungen teil. Dabei versucht 
die Konzernführung klar-
zumachen, dass befriste-
te Verträge und Kürzungen 
normal und notwendig sei-
en. Wieder will Horvarth 
Angerer bremsen, was zum 
Abbruch der Verhandlun-
gen und der Werksschlie-
ßung führt. Die Belegschaft 
beschließt, das Werk zu 
übernehmen und startet die 
Produktion.

„Die Werkstürmer“ ist 
klar auf ein breites Zielpu-
blikum ausgerichtet, ei-
ne klassisch-seichte Lie-
beskomödie ist es jedoch 
nicht. Es ist kein Zufall, 

dass gerade in Zeiten der 
Krise – hunderttausende 
Menschen stehen ohne Job 
und Perspektive da – dieses 
Thema aufgegriffen und mit 
„ArbeiterInnenselbstver-
waltung“ eine Alternati-
ve in Aussicht gestellt wird. 
Außerdem wird klar, dass 
Arbeitskämpfe auch dann 
erfolgreich sein können, 
wenn die Gewerkschafts-
führung lieber mit dem 
Management Mittag isst als 
streikt.	 Gabriel Winkelmüller
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Der skurrile „Nackt-

wahlkampf“ von Stro-
nach & Strache ist eine 
b o u l e v a r d m e d i a l e 
Grauslichkeit. Interes-
santer ist, von wem sich 
die Parteien unterstüt-
zen und wen sie kandi-
dieren lassen. 

In der „Initiative für 
Bundeskanzler Werner 
Faymann“ tauchen die 
vom ORF gut gebuchten 
Alfons Haider, Harald 
Krassnitzer oder Felix 
Dvorak auf. „Wir kämp-
fen um jeden Arbeits-
platz“ plakatiert die SPÖ 
– das mag für die Ge-
nannten gelten. Gleich-
zeitig kämpfen zahllo-
se freie ORF-Mitarbei-
terInnen gegen immer 
unzumutbarere Arbeits-
bedingungen. Und ORF-
General Wrabetz wird 
der SPÖ zugeordnet.

Die gleiche Diskre-
panz mit Gina Alaba – 
Mutter „unseres“ David 
- und „Dancing Star“ 
Ex-Olympia-Boxer Biko  
Botowamungu. Dass die 
SPÖ seit Jahrzehnten das 
rassistische Fremden-
recht aktiv mitträgt? – 
Egal. Und weshalb un-
terstützt der Physiker 
und „Science Buster“ 
Werner Gruber die SPÖ, 
unter deren Regierung 
das Bildungswesen aus-
gehöhlt wird? „Wes' 
Brot ich ess, des' Lied ich 
sing“?

Während die ÖVP auf 
prominente Unterstüt-
zerInnen oder Querein-
steigerInnen verzichtet 
(warum wohl?), wartet 
die FPÖ mit Petra Ste-
ger auf: Die Tochter des 
Ex-Ex-Parteichefs Nor-
bert Steger und mehr-
fache Basketballmeiste-
rin kandidiert auf Platz 
zehn der Wiener Lan-
desliste. Lässt sich so die 
frauenfeindliche Politik 
der FPÖ echt kaschieren 
und ein liberales Image 
zaubern?

Und der „Fränk“ hat 
den ehemaligen Ö3-We-
cker-Moderator Hary 
Raithofer. Mehr braucht 
er auch nicht: Der ein-
zige Prominente ist er 
selbst.     Alexander Svojtko

Rote 
Seitenblicke 

Sportevents: Kommerz statt Widerstand
Die olympischen Sommer-
spiele in Montreal 1976 
wurden von 16 afrikani-
schen Staaten aus Protest 
gegen den Apartheidstaat 
Südafrika boykottiert. Bis 
zum Fall der Apartheid 
war Südafrika von den 
meisten internationalen 
Sportevents ausgeschlos-
sen. Auch wenn interna-
tionaler (Sport-)Boykott 
nicht überbewertet wer-
den sollte, war er doch Teil 
der Kampagne gegen die 
Apartheid.

Auch heute gäbe es An-
lässe zu Widerstand und 

Boykott, wie bei den 
Olympischen Spielen in 
Sotschi - in Russland wer-
den Homosexuelle ver-
folgt. Aber inanzkräfti-
ge Investoren kontrollie-
ren alles. Der Grand Prix 
in der Diktatur Bahrain 
wurde 2012 durchgeführt, 
kurz nachdem man Mas-
senproteste blutig nieder-
geschlagen hatte (93 Tote, 
tausende Verletzte). Auch 
wenn das Olympische Ko-
mitee „dazu beitragen 
will, eine friedlichere und 
bessere Welt aufzubauen“, 
hat man kein Problem mit 

kriegsführenden Staaten. 
USA, Großbritannien etc. 
brachten auch als Besat-
zungsmächte in Irak und 
Afghanistan Gold nach 
Hause.

Das spiegelt die vollstän-
dige Kommerzialisierung 
des Spitzensports wieder. 
Es geht nicht ums „Dabei-
sein“, sondern um Spon-
soring, um Werbeverträge 
und Investitionen. Und da 
dürfen Menschenrechte 
nicht im Weg sein.	
	

	 Georg Maier

„Dass du von der Gewerkschaft bist, ist auch 
ein Missverständnis!“ - Patrick Angerer

Streik & Werksbesetzung - im Kino



Ein Blick in die Nachrich-
ten genügt, um den all-
täglichen Wahnsinn des 
Kapitalismus zu zei-
gen: Die Mehrheit der 
Menschheit lebt in mise-
rablen sozialen Verhält-
nissen. Wenn sie sich da-
gegen wehren, werden 
sie von ihren Regierun-
gen niedergeschossen. 
Demokratie und Men-
schenrechte ist für viele 
Menschen nur ein schö-
ner Traum. Angesichts 

von globaler Erwärmung, 
Kriegen und Umweltzer-
störung scheint die Zu-
kunft des Planeten unge-
wiss. Hunger und Armut, 
früher scheinbar auf die 
sogenannte „dritte“ Welt 
beschränkt, kommen 
wieder nach Europa. Die 
Zukunft des sogenannten 
„Sozialstaats“ ist alles an-
dere als sicher.

Der Kapitalismus ist 
ein System, in dem Profi-
te mehr zählen als die Be-
dürfnisse der Menschen. 

Es ist ein System, das auf-
grund seiner inneren Wi-
dersprüche immer wie-
der Krisen hervorbringt. 
Die globale Krise seit 2008 
bedroht auch Staaten, die 
gegen die Krise immun 
schienen – und ist bereits 
dabei, auch Österreich zu 
erfassen. Die Alpine-Plei-
te, Dayli, Niedermayer, 
Niemetz – Firmenpleiten 
häufen sich, die Arbeits-
losigkeit steigt. Beson-
ders zynisch ist es daher, 

wenn Faymann meint, er 
lässt sich sein Österreich 
nicht schlechtreden. Nur 
weil die Arbeitslosenra-
te niedriger ist als in den 
anderen EU-Ländern, in 
denen die Krise bereits 
seit Jahren wütet, macht 
das die Zahlen nicht we-
niger schlimm. Wir sind 
dabei, aufzuholen. Un-
terdessen setzt die Troika 
(EU-Kommission, Euro-
päische Zentralbank und 
IWF) in den sogenannten 
Peripheriestaaten das um, 

was eventuell auch uns 
blühen könnte: brutalen 
Sozialabbau, der das Land 
um Jahrzehnte zurück-
wirft. Die Nachkriegspe-
riode mit ihrem relativen 
Wohlstand für die Arbei-
terInnenklasse war ei-
ne Ausnahme. Die herr-
schende Klasse war auf-
grund der Stärke der Ar-
b eiterI n nenb ewe g u n g 
und der Existenz der So-
wjetunion als Systemal-
ternative gezwungen, 

Brotkrumen vom Nach-
kriegsaufschwung abzu-
geben. Österreichs Zu-
kunft heißt Griechenland 
– wenn wir es nicht durch 
Widerstand verhindern.

Der Kapitalismus ist kein 
fortschrittliches Sys-
tem, sondern ein Hin-
dernis für die Entwick-
lung der Menschheit. Es 
regieren die Profite und 
die Anarchie des Mark-
tes. Wo keine Profite zu 
holen sind, wird nicht in-

vestiert, nicht geforscht, 
die Verbreitung von Wis-
sen und Information wir 
sogar beschränkt,wie z.B. 
durch Acta. Wo Profite 
auf Basis von Ausbeutung 
von Mensch und Natur zu 
machen sind, steigen die 
Aktienkurse. Das alles 
hemmt den technischen 
Fortschritt. Wo auch im-
mer der Kapitalismus 
versucht, ein Problem zu 
lösen, schafft er ein ande-
res. Biosprit, der als an-

geblich umweltschonende 
Alternative boomt, sorgt 
gemeinsam mit Spekula-
tion zu rasant steigenden 
Lebensmittelpreisen und 
löst Hungersnöte aus.

Österreich ist das 
achtreichste Land der 
Welt. Aber bereits jetzt 
leben hier rund eine Mil-
lion Menschen um oder 
unter der Armutsgren-
ze. Die Reallöhne stag-
nieren aufgrund niedriger 
Lohnabschlüsse seit Jah-
ren. Umgekehrt tummeln 

sich in kaum einem an-
deren Land im Verhältnis 
zur Bevölkerung so viele 
Millionäre und Milliardä-
re wie in Österreich. Laut 
der „Boston Consulting 
Group“ rangiert Öster-
reich bei der Milliardärs-
dichte hinter Hong Kong 
und der Schweiz auf Platz 
3. Das reichste Prozent 
der Österreicher besitzt 
37  % des gesamten pri-
vaten Vermögens. Oder, 
in nackten Zahlen aus-

gedrückt: 469 Milliarden 
Euro (Österreichs BIP lag 
2012 bei 307  Mrd. Euro). 
Mit diesem Geld könnten 
mit einem Schlag sämtli-
che Staatsschulden getilgt 
werden. Der Sozial-, Bil-
dungs- und Gesundheits-
bereich könnte massiv 
ausgebaut werden. Aber 
das passiert nicht. War-
um? Weil dieses Geld auf 
den Konten einiger weni-
ger Superreicher liegt.

	 Laura Rafetseder

Der Kapitalismus ist nicht fähig, den Lebensstandard  
für den Großteil der Menschheit dauerhaft zu heben.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI):   T 01.524 63 10   M slp@slp.at   W www.slp.at

Nein zum Chaos 
des Kapitalismus!



8 Nr. 221 | 09.2013 Nationalratswahl

FFProfite versus Löhne: 
75 % haben wenig bis 
kein Vertrauen in die 
österreichischen Banken. 
Zu Recht: 13,6 Mrd. € 
erhielten die Banken seit 
2008 aus Steuergeldern, 
Verlust für den Staat: 
mehr als 6 Mrd. €. Die 
Gewinne der Unter-
nehmen sind 2000-08 
um 62 % gestiegen. Die 
Gewinnbesteuerung liegt 
theoretisch bei 34 %, 
Österreichs Unter-
nehmen bezahlen aber 
nur 17 %. Die Brutto-
löhne der Arbeitnehmer 
sind seit 1995 real nur um 
rund 3 % gestiegen. Die 
Entwicklung der Netto-
Reallöhne in Österreich 
ist sogar rückläufig.
FFArbeitslosigkeit: Im Juli 
waren offiziell 6,7 % 
arbeitslos. Bei Männern 
gibt es ein Plus von 
14,4 %, bei Frauen 
10,6 % im Vergleich zum 
Vorjahr. 320.337 suchen 
einen Job, 63.864 davon 
stecken in Schulungen. 
Doch es gibt nur 28.192 
offene Stellen. Auf 
3.302 offene Lehr-
stellen kommen 8462 
Lehrstellensuchende.
FFFrauen: Sie verdienen 
im Schnitt um 24,3 % 
weniger als Männer. 
Bis zu 40 % beträgt die 
Einkommensschere. 
579.000 (14 %) Frauen 
leben unter der 
Armutsgrenze, 6 % 
in akuter Armut. Die 
Armutsgefährdung bei 
Alleinerzieherinnen liegt 
trotz Erwerbstätigkeit 
bei 28 %. Ein Drittel 

aller Frauen schafft 
den Wiedereinstieg ins 
Berufsleben nach der 
Karenz nicht mehr. 
Die Erwerbsquote 
liegt nur bei 67,4 %.
FFKorruption hemmt das 
Wachstum und hat 2012 
geschätzte 27 Mrd. € 
gekostet. Nicht einmal 
das „Strafrechtsüberein-
kommen des Europarats 
über Korruption“ wurde 
ratifiziert – in Albanien 
ist es seit 2001, in 
Aserbaidschan seit 
2004 in Kraft. 34 % des 
Managements in Öster-
reich sagen, Schmiergeld 
gehört zum Geschäft. 
Vergaben der öffentli-
chen Hand an „Berater-
firmen“ & Co. boomen.
FFArm und reich: Das 
reichste 1 % der 
Bevölkerung besitzt 
37 % des Reichtums, ca. 
470 Mrd. €. Der Anteil 
„Vermögen“ am Gesamt-
steueraufkommen 
beträgt 1,4 % – damit ist 
Österreich international 
Schlusslicht. Bis zu 
geschätzten 50 Mrd. € 
liegen in den 2.800 Stif-
tungen, eine Ersparnis 
für die Reichen von ca. 
500 Mio. €/Jahr.Die zehn 
reichsten Einzelpersonen 
oder Familien verfügen 
gemeinsam über 
63,5 Mrd. € und legen 
jährlich um 10 % zu. 
Gleichzeitig sind 431.000 
Personen manifest 
arm und 1.246.000 
Personen an oder unter 
der Armutsgrenze. Die 
ärmsten 50 % haben nur 
2,2 % des Reichtums.

Die SLP ist eine junge, 
kämpferische, sozialis-
tische Partei. Wir lehnen 
den Kapitalismus ab und 
arbeiten in Österreich und 
international an seiner 
Überwindung. Trotzdem 
treten wir zu Wahlen an, 
um unsere Ideen zu ver-
breiten.

Ein wichtiger nächster 
Schritt für ArbeiterInnen, 
Jugendliche und Pensio-
nistInnen im Kampf gegen 
die brutale Kürzungspo-
litik ist der Aufbau einer 
großen, neuen Partei. Die-
se wäre ein wichtiges Mit-
tel, um AktivistInnen aus 
Gewerkschaften und sozi-
alen Bewegungen zusam-
men zu bringen und so ef-
fektiven Widerstand leis-
ten zu können. Die For-
derung nach einer neuen 
ArbeiterInnen-Partei ist 
schon lange Bestandteil 
des SLP-Programms und 
damit auch unseres Wahl-
kampfs. Wir wollen im 
Kleinen zeigen, was ei-
ne neue ArbeiterInnen-
Partei mit sozialistischem 
Programm anders macht 
als die Parteien der Herr-
schenden. Gleichzeitig ge-
hen wir aber weiter als 
z.B. die Linke in Deutsch-
land. Diese ist uneinig da-
rüber, ob und wie der Ka-
pitalismus zu stürzen ist, 
konzentriert sich v.a. auf 
Wahlkämpfe und schielt 
nach Regierungsbeteili-
gungen inklusive nötiger 
inhaltlicher Zugeständ-
nisse.

Mit unserem Wahl-
kampfslogan „Sozialis-
mus statt kapitalistisches 
Chaos“ machen wir sehr 
deutlich, was unser Ziel 
ist. Und das ist auch not-
wendig: Die Forderungen 
unseres Wahlprogramms 

stoßen v.a. in der Wirt-
schaftskrise an die Gren-
zen des Kapitalismus und 
gehen zum Teil darü-
ber hinaus. Das liegt da-
ran, dass der Kapitalis-
mus kein System für Men-
schen, sondern für Profite 
ist. Da werden dann For-
derungen, die menschli-
che Grundbedürfnisse be-
treffen, rasch „radikal“ - 
d.h. sie stellen die Kapita-
lismus und seine Logik in 
Frage. Wir lehnen dieses 
kapitalistische System ab 
und treten für demokrati-
schen Sozialismus ein.

Kämpfen gegen Politik für 
Banken und Konzerne! Be-
sonders in der Krise ver-
suchen uns SPÖ, ÖVP & 
Co zu erklären, wir säßen 
alle im selben Boot. Da-
bei wird selten so klar wie 
jetzt, dass Kapitalismus 
eine Zwei-Klassen-Ge-
sellschaft ist: Während bei 
uns gekürzt wird, machen 
die KapitalistInnen weiter 
Profite. Während wir un-
sere Jobs verlieren und in 
die Armut abgleiten, wer-
den die AktionärInnen 
von Alpine  &  Co bis zu-
letzt mit fetten Dividen-
den bedacht. Diese Logik 
des Kapitalismus akzep-
tieren wir nicht und for-
dern: „Superreiche ent-
eignen statt Massenent-
lassungen“. 10 Milliarden 
war die Summe des ersten 
Bankenrettungspaketes. 
Zeit, unser Geld zurück-
zuholen, um Armut effek-
tiv zu bekämpfen! Daher: 
„10 Milliarden für Bildung 
und Soziales“.

Kämpfen gegen Arbeits-
losigkeit, Prekarisierung & 
leeres Börsl! Mit ca. 
400.000 Arbeitslosen auf 

28.000 freie Jobs haben 
wir derzeit die höchs-
te Arbeitslosenrate der 2. 
Republik. Diejenigen, die 
eine Arbeit haben, müs-
sen mit immer schwieri-
geren Bedingungen zu-
rechtkommen. Reallöh-
ne sinken, Leiharbeit etc. 
unterlaufen Kündigungs-
schutz und Kollektivver-
träge. Der Druck, trotz 
Krankheit zur Arbeit zu 
kommen oder Überstun-
den zu leisten, nimmt 
zu. Das Ergebnis sind ei-
ne Explosion von Erkran-
kungen wie Burn-Out 
etc.

Wir fordern die Ein-
führung einer 30h-Wo-
che, Einstellung von zu-
sätzlichen Beschäftig-
ten und eine Bezahlung, 
die Überstunden unnö-
tig macht. Ausgehend von 
einer Arbeitszeit von der-
zeit 40 Stunden und 10 % 
geleisteten Überstunden 
u.a. durch fehlende Kran-
kenstands- und Urlaubs-
vertretung, würde das 
mindestens so viele neue 
Jobs bringen, wie es Ar-
beitslose gibt! Eine sol-
che Arbeitszeitverkür-
zung müsste bei vollem 
Lohn und unter Einfüh-
rung eines Mindestloh-
nes von 1.700  € erfolgen, 
um Lohndumping abzu-
stellen.

Parallel zu sinkenden 
Löhnen steigen die Kos-
ten, z.B. die Mieten. Bei 
privaten Mietverträgen 
steigen die Kosten dop-
pelt so stark wie die Löh-
ne. Bei immer mehr Men-
schen verschlingt die 
Miete einen Großteil des 
Einkommens. Wir for-
dern, dass Wohnen nicht 
mehr als 10  % des Ein-
kommens kosten darf. 

Zahlen und Fakten:
Kapitalismus in Österreich

Arme Menschen sterben  
10 Jahre früher als Reiche.

579.000 Frauen  
in Österreich sind arm

1,4 Millionen Menschen  
sind armuts- oder  

ausgrenzungsgefährdet (17%).

278.000 Kinder und  
Jugendliche unter 19 sind  
armutsgefährdet (14,7%).

R.I.P.

SLP wählen & 
AKTIV werden!
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Der bürgerliche Staat und all seine Institutionen wie 
Schule, Polizei, Gefängnis oder Parlament dienen in 
erster Linie der Aufrechterhaltung des Status quo – 
sprich: der Einzementierung kapitalistischer Ausbeu-
tungsverhältnisse. Die etablierte Politik wird direkt 
oder indirekt von Lobbys und anderen VertreterInnen 
des Kapitals finanziert. Und die wenigen Linken wer-
den vom System zerrieben oder integriert … Warum 
also bei diesem verlogenen, verräterischen Spiel mit-
machen?

Der Sozialismus wird nicht durch Wahlen erreicht. 
Und auch soziale und politische Reformen lassen sich 
auf Dauer nur durch ökonomischen Druck von un-
ten erkämpfen. Das wussten Marx, Engels, Liebknecht 
und Luxemburg ebenso gut wie Lenin und Trotzki. Al-
les andere wäre weichgespülter Reformismus und „par-

lamentarischer Idiotismus“, so Marx und Engels (18. 
Brumaire, 1852).

Doch dürfen MarxistInnen die „Volksvertretung“ als 
politische Tribüne nicht einfach den Herrschenden für 
ihre Zwecke überlassen. Das Stimmrecht ist nach Engels 
ein Gradmesser für das Kräfteverhältnis zwischen Ar-
beit und Kapital. „Aber es hat noch viel mehr getan. In 
der Wahlagitation lieferte es uns ein Mittel, wie es kein 
zweites gibt, um mit den Volksmassen da, wo sie uns 
noch ferne stehen, in Berührung zu kommen; alle Par-
teien zu zwingen, ihre Ansichten und Handlungen un-
seren Angriffen gegenüber vor allem Volk zu verteidi-
gen“ (Einleitung zu Klassenkämpfe in Frankreich, 1895).

Schließlich ist der Großteil der Bevölkerung in nicht 
revolutionären Zeiten nicht in sozialen Bewegungen ak-
tiv und hat Illusionen in den Parlamentarismus. Klas-
senkämpfe – Auseinandersetzungen zwischen Arm und 
Reich, oben und unten – finden nicht nur auf der Stra-
ße oder im Betrieb statt. Parteien, Regierungen, Geset-
ze und Medien sind ebenso Ausdruck eines gesellschaft-
lichen Kräfteverhältnisses wie die Höhe der Löhne, das 
Sozialsystem, die Einkommensverteilung und die ge-
samte bürgerliche Gesellschaft, in der wir leben. Wir 
müssen die Grenzen des „demokratischen“ Systems 
aufzeigen; die Bevölkerung – die im Augenblick kei-
ne unabhängige Vertretung im Parlament besitzt – da-
rüber aufklären, dass eine revolutionäre Umgestaltung 
nötig ist, und dass „die Arbeiterklasse nicht die fertige 
Staatsmaschine einfach in Besitz nehmen und sie für 
ihre eigenen Zwecke in Bewegung setzen kann“ (Vor-
wort zum Kommunistischen Manifest, 1872). Das Gebot 
der Stunde ist der Wiederaufbau einer starken sozialisti-
schen Bewegung – und diese wird um die Teilnahme an 
Wahlen nicht herumkommen, will sie sich nicht von der 
Mehrheit der Bevölkerung isolieren.

Im Vordergrund unserer Agitation und Propaganda 
jedenfalls steht der Aufbau einer Bewegung, „welche 
die Bildung nicht der Regierungs-, sondern der Op-
positionspartei der Zukunft bezweckt“ (Marx, Ent-
hüllung über den Kommunistenprozess, 1852). Ziel 
von MarxistInnen ist – anders als beim „sozialdemo-
kratischen Philister“ – nicht die Beteiligung an ei-
ner bürgerlichen Regierung, sondern die Errichtung 
einer Rätedemokratie wie in der Pariser Kommune, 
wie in den Räten in Österreich, Ungarn, Deutsch-
land und v.a. Russland ab 1917. Dort gab es Wähl- und 
Abwählbarkeit von Delegierten, die keinerlei Pri-
vilegien hatten und rechenschaftspflichtig waren. 
	 	 Pablo Hörtner

Warum in Parlamente,
die nichts bringen?

Marx aktuell

Das wird möglich durch 
Investitionen in öffentli-
chen Wohnbau, aber auch 
mit der Übernahme von 
Immobiliengesellschaf-
ten, um das Menschen-
recht Wohnen nicht der 
Profitgier zu überlassen.

Kämpfen gegen Benachtei-
ligung von Frauen! Frauen 
werden immer noch be-
nachteiligt. Besonders bei 
Löhnen macht sich das 
bemerkbar: Frauen ver-
dienen im gleichen Beruf 
bis zu 40  % weniger als 
ihre Kollegen. Statt wie 
die etablierten Parteien 
zum 8.  März Krokodils-
tränen darüber zu ver-
gießen, kämpft die SLP 
seit Jahren in Betrieb, Ge-
werkschaft und auf der 
Straße dagegen. „Glei-
che Löhne ohne Wenn 
und Aber!“ soll deutlich 
machen: Wir müssen ge-
meinsam dafür kämpfen, 
statt auf die Gnade der 
Chefs zu warten!

Der Fall der Wiener 
„Abtreibungsärztin“, die 
Leben und Gesundheit 
von Frauen durch Be-
handlungsfehler gefähr-
dete, zeigt: Sexualität ist 
auch ein soziale Frage! Die 
Ärztin bot Schwanger-
schaftsabbrüche für we-
niger Geld als anderswo 
an und lockte so beson-
ders ärmere Frauen an, 
die dafür die schlechte 
Qualität in Kauf nehmen 
mussten. Viele öffentliche 
Spitäler weigern sich, den 
Eingriff vorzunehmen 
und setzen Frauen damit 
Behandlungen zweifel-
hafter Qualität aus. Wir 
fordern daher: „Mög-
lichkeit zum Schwanger-
schaftsabbruch in jedem 
Spital!“ und die kosten-

lose Abgabe von Verhü-
tungsmitteln.

Kämpfen gegen FPÖ und 
Abschiebungen! Die Ab-
schiebungen von acht 
pakistanischen Flücht-
lingsaktivisten aus dem 
Servitenkloster durch 
die Innenministerin 
hat „Ausländer“ wie-
der zum Wahlkampfthe-
ma gemacht. Dieses The-
ma ist den Herrschenden 
auch deutlich lieber als 
z.B. über Arbeitslosigkeit 
zu sprechen. Rassismus 
dient der Ablenkung von 
den wirklichen Proble-
men und ihren Ursachen. 
Die Antwort muss ein ge-
meinsamer Kampf von 
In- und AusländerInnen 
für Jobs und höhere Löh-
ne sein. 

MigrantInnen sind Ar-
beitnehmerInnen. Egal ob 
mit oder ohne Vertrag, sie 
arbeiten, meist zu niedri-
geren Löhnen als ihre ös-
terreichischen KollegIn-
nen. Gleichzeitig werden 
ihnen elementare Rechte 
wie das Wahlrecht, freie 
Wahl des Wohnorts und 
sogar das Recht legal zu 
arbeiten vorenthalten. 
Österreichische Beschäf-
tigte und die Gewerk-
schaft haben ein Inter-
esse daran, dass sie legal 
arbeiten können, damit 
MigrantInnen nicht als 
LohndrückerInnen ein-
gesetzt werden können. 
Daher fordern wir: „Glei-
che Rechte für alle, die 
hier leben!“.

Kämpfen gegen Korrupti-
on und Privilegien! 8.160.- 
€ verdient einE Abgeord-
neteR zum Nationalrat 
monatlich. Damit sind sie 
soweit weg vom Großteil 

der Bevölkerung, dass sie 
deren Interessen unmög-
lich noch verstehen kön-
nen. Dazu kommen Ein-
nahmen aus anderen Jobs 
und Posten in unbekann-
ter Höhe. Sie haben mehr 
mit den Reichen gemein-
sam als mit den Leuten, 
die sie angeblich vertre-
ten. Nur logisch, dass sie 
nur Politik für Reiche und 
Unternehmen machen. 
Die beste Möglichkeit, 
das abzustellen: „Durch-
schnittseinkommen für 
PolitikerInnen!“

Korruption hat nicht 
nur die Politik erfasst, 
sie ist auch Alltag in der 
Wirtschaft, wie Tele-
kom-Skandal, Eurofigh-
ter-Kauf u.a. beweisen. 
Besonders wichtig wird 
es für uns, zu wissen, wie 
es um die Finanzen ei-
nes Unternehmens steht, 
wenn es pleite geht. Was 
genau bei Dayli, Alpine, 
Niedermeier und hun-
derten anderen seit Jah-
resbeginn schief gelaufen 
ist, erfahren wir entwe-
der zu spät oder nie. Da-
rum fordern wir: Veröf-
fentlichung der Finanzen 
in Wirtschaft und Poli-
tik!

Die Umsetzung unseres 
Programms wird nicht 
im Parlament entschie-
den. Es kommt darauf 
an, dass Menschen sich 
dafür einsetzen! Aus Ge-
werkschaften, Betrieben 
und von der Straße muss 
der Druck kommen, der 
dieses Programm mög-
lich macht. Deshalb tritt 
der SLP bei und hilf mit, 
diesen Druck gemeins-
mam aufzubauen! 	
		  Tilman M. Ruster

SLP wählen & 
AKTIV werden!
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Für Sozialismus - 
aber was ist das?

Glaubt man rechten ame-
rikanischen Kommenta-
torInnen, dann ist bereits 
der Vorschlag, allen Bür-
gerInnen Zugang zum Ge-
sundheitswesen zu geben 
„socialism“ und das Bö-
se schlechthin. Und für 
manche „Linken“ ist Cuba 

ein sozialistisches Paradies 
und die DDR war „Frühso-
zialismus“.

Wir sehen das anders. Al-
bert Einstein schrieb 1949: 
„Unbegrenzte Konkurrenz 
führt zu einer großen Ver-
schwendung von Arbeit 
und zu der Verkrüppelung 
des sozialen Bewusstseins 
der Individuen […] Diese 
Verkrüppelung des Indi-
viduums halte ich für das 
größte Übel des Kapita-
lismus. […] Ich bin über-
zeugt, dass es nur einen 
Weg gibt, diese schwer-
wiegenden Übel zu über-
winden, nämlich durch 
die Errichtung einer sozia-
listischen Wirtschaft […] In 
einer solchen Wirtschaft 
werden die Produktions-
mittel von der Gesellschaft 

besessen und in einer ge-
planten Weise eingesetzt.“ 
Der Kern einer sozialisti-
schen Gesellschaftsord-
nung ist die Überwindung 
der kapitalistischen Pro-
duktionsweise. Die Kon-
kurrenzwirtschaft führt 
zu Überproduktion, Kri-

sen und Chaos. Im Mit-
telpunkt einer sozialis-
tischen Wirtschaft steht 
nicht mehr das Profitstre-
ben, sondern die planmä-
ßige Orientierung auf die 
sozialen, wirtschaftlichen, 
ökologischen etc. Bedürf-
nisse der Gesellschaft und 
der Menschen. Pläne gibt 
es auch im Kapitalismus. 
Jedes Unternehmen ist ge-
zwungen zu planen. Doch 
diese Pläne sind zwischen 
den Betrieben aus Kon-
kurrenzgründen nicht ab-
gestimmt und dienen nur 
der Profitsteigerung. Dar-
an ändern auch keine ho-
möopathischen Eingrif-
fe á la „Gemeinwohlöko-
nomie“ etwas. Solange die 
Produktionsmittel (Ma-
schinen, Grund, Arbeits-
geräte etc.) im privaten Be-

sitz sind, wird für privaten 
Gewinn gewirtschaftet. 
Die Bedürfnisse der Ge-
sellschaft und die indivi-
duellen Bedürfnisse sind 
im Profitsystem nicht von 
Bedeutung. Was gemein-
sam für allgemeines Inte-
resse geplant werden soll, 

muss auch allen gehören. 
Nur wenn „die Produkti-
onsmittel von der Gesell-
schaft besessen“ werden, 
ist sinnvolles Wirtschaften 
im Interesse der Menschen 
möglich.

Es gab (und gibt) Staaten, 
in denen der größte Teil 
der Wirtschaft in staatli-
cher Hand waren/sind. War 
das Sozialismus? In Ös-
terreich machte der An-
teil der Verstaatlichten teil-
weise bis zu einem Drit-
tel der Wirtschaft – dabei 
v.a. die „Schwergewichte“ 
(Stahl, Elektrizität, Berg-
bau etc.) – aus. Dies lag v.a. 
an den besonderen Bedin-
gungen nach dem Krieg. 
Die Betriebe selbst wurden 
aber von keiner Regierung 
(auch nicht der „sozialis-

tischen“ Alleinregierung) 
als Teil einer allgemei-
nen Gesellschaftsverände-
rung betrachtet. Sie wur-
den bürokratisch geführt 
und dienten v.a. als billige 
Zulieferbetriebe und da-
mit als indirekte Subven-
tionen für die Privatwirt-
schaft. Mit Sozialismus hat 
das nichts zu tun. Auch die 
historischen wie aktuel-
len „sozialistischen“ Län-
der haben mit Sozialismus 
wenig mehr als den Namen 
gemeinsam. Denn: Sozia-
lismus braucht Demokra-
tie, wie der Körper Sauer-
stoff. Eine bürokratisch von 
oben geplante Wirtschaft 
kann bestenfalls kurzfristig 
funktionieren. In den sta-
linistischen Staaten gibt/
gab es keine unabhängigen 
Parteien, Gewerkschaften, 
ArbeiterInnenorganisatio-
nen. Denn die jeweils herr-
schende Kaste an der Spit-
ze der „kommunistischen“ 
Parteien fürchtet sich vor 
einem Eingreifen der Mas-
sen in die Entwicklung von 
Wirtschaft und Gesell-
schaft. Wo Kritik als Ver-
rat betraft wird, gibt es kei-
nen Sozialismus. Eine sozi-
alistische/kommunistische 
Gesellschaft kann nur ei-
ne durch und durch demo-
kratische Gesellschaft sein. 
Nur so kann wirklich im 
Interesse aller gewirtschaf-

tet werden, nur so können 
alle gemeinsam entschei-
den, in welche Richtung 
man sich entwickeln will.

Aber funktioniert das? Sind 
Menschen nicht faule Ego-
istInnen, die nur auf ihr ei-
genes Vorwärtskommen 
aus sind? Menschen werden 
von der Gesellschaft ge-
formt, in der sie leben. Wir 
lernen von klein an, dass 
Egoismus gut und Solida-
rität schlecht ist, dass man 
nach oben buckeln und 
nach unten treten muss, 
um durchzukommen. Aber 
selbst in dieser Gesellschaft 
gibt es Solidarität. Unzäh-
lige Menschen sind in Ge-
werkschaften organisiert, 
weil sie wissen, dass sie 
nur gemeinsam etwas er-
reichen. 43,8 % der Öster-
reicherInnen leisteten 2006 
freiwillige unbezahlte Ar-
beit für die Gemeinschaft 
(Pflege von Angehörigen 
nicht mitgerechnet). Tag-
täglich zeigen Menschen, 
dass sie solidarisch sind. 
Die Gesellschaft, in der 
wir leben, verunmöglicht 
letztlich, dass diese solida-
rische Grundhaltung auch 
Grundlage der Wirtschaft 
wird. Eine demokratische, 
sozialistische Gesellschaft 
würde das volle Potenzi-
al der Menschen freisetzen. 
		  Jan Rybak

Die Grundlage einer jeden Gesellschaft ist ihre 
Wirtschaft. Notwendig ist eine demokratisch  
geplante, sozialistische Wirtschaft.
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Die neue Generation von 
Spielkonsolen macht bei 
Steuerung (über Kame-
ra & Mikrofon), Online-

fähigkeit & Rechenleis-
tung zwar, Fortschritte, 
den Konzernen dahinter 
geht es aber um Profite: So 
plante Microsoft den Ver-
kauf von Gebrauchtspielen 
für die Xbox One de facto 
zu verbieten, Spiele sollten 
im 24-Stunden-Takt On-
line aktiviert werden, „um 
Piraterie vorzubeugen“. 
Kamera & Mikrofon soll-
ten – auch wenn nicht ge-

spielt wird – mitschneiden, 
was im Raum passiert (z.B. 
Mimikanalyse beim Film-
schauen) um Werbung auf 

die Nutzer abstimmen zu 
können. Erst nach Protes-
ten von SpielerInnen & Da-
tenschützerInnen ruderte 
der Hersteller zurück. 

Neue Konsolenspiele 
kosten ca. €70. Publisher 
wie EA ziehen mit jährli-
chen Updates alter Spie-
le (z.B. die FIFA-Serie), die 
sich auf aktuelle Lizen-
zen und kaum veränder-
tes Gameplay beschrän-

ken, SpielerInnen Geld aus 
der Tasche. Bei vielen Spie-
len kosten Add-Ons extra. 
Beispiel Skyrim: Rumpf-
spiel + 3 Erweiterungen = 
€130! Hier kommt es kaum 
noch zu nennenswerten 
Innovationen. Hobbypro-
grammiererInnen schaf-
fen Abhilfe: Sie erstellen 
oft ganze Spielwelten und 
stellen diese gratis online. 
Sie sind es, die die mit Mo-
difikationen (Mods) die 
langweilig gewordenen 
Originalspiele aufpeppen. 
Statt das zu fördern ver-
schlüsseln viele Hersteller 
die Dateien, die zum mod-
den nötig wären. Sie stel-
len sich also echten Inno-
vationen in den Weg. Das 
Urheberrecht gehört abge-
schafft!

Flo Klabacher

Spiele den SpielerInnen!

Kapitalismus vermiest uns 
das Spielen und verhindert 
echte Weiterentwicklung

Eine Studie der Uni Wien 
brachte neue Zahlen über 
ein altes Problem. 43.000 
Kinder und Jugendliche  
(5 - 18 Jahre) pflegen An-
gehörige (meistens Eltern) 
über längere Zeiträu-
me. Diese „Young Carers“ 
machen regelmäßig den 
Haushalt, passen auf die 
Geschwister auf, kochen, 
gehen einkaufen, helfen 
bei Behörden- und Arzt-
besuchen und vor allem 
(und das ist die größte Be-
lastung) betreuen sie die 
Pflegebedürftigen emo-
tional. Vereinzelt geht es 
auch um Körperhygiene, 
aufsetzen helfen usw. Be-
zeichnend ist, dass 70  % 
von ihnen weiblich sind. 
So werden wieder mal sehr 
früh Geschlechterrollen 
einzementiert. Nicht um-
sonst ist Kinderarbeit ver-
boten. So eine „Aufgabe“ 
stiehlt den Kinder über ei-
nen langen Zeitraum die 
Freizeit. Hinzu kommt die 
ständige Verantwortung 
und Sorge. Kinder wer-
den früh in eine Erwach-
senenrolle gedrängt. Das 
nimmt ihnen die Chance, 
einfach Kind zu sein. Die 
frühe Reife dieser Kinder 
wird dann auch noch als 
positiv verkauft!

Die Antwort von Poli-
tik und Institutionen ist 
verhöhnend. Die Diakonie 
erstellte eine Website, wo 
sich Betroffene Hilfe und 
Rat holen können, vor al-
lem pflegerische „Tipps“, 

außerdem werden „Work-
shops“ angeboten. Das 
heißt, den Kindern wird 
die Pflege „richtig“ bei-
gebracht, damit sie „bes-
ser“ weitermachen kön-
nen. Die Höhe ist der Hin-
weis von Hundstorfer, dass 
es bereits das Angebot ei-
nes zweiwöchigen Urlaubs 
für pflegende Angehörige 
gibt. Es wird wieder mal 
eine untragbare Situati-
on verwaltet, anstatt das 
Problem zu lösen. 430.000 
Pflegegeldbeziehern ste-
hen insgesamt 120.000 
Pflegekräften gegenüber. 
Das Pflegegeld reicht sel-
ten für professionelle Pfle-
ge. Denn diese ist teuer, rar 
und erfolgt unter schlech-
ten Bedingungen. So müs-
sen Angehörige (vor allem 
Frauen oder eben Kinder) 
diese Lücke füllen. Dane-
ben gibt es noch eine wei-
tere zynische „Lösung“: 
Rotes Kreuz und Konsor-
ten propagieren im Inte-
resse der Regierung wie-
der verstärkt die Freiwil-
ligenarbeit. Der Staat will 
sich aus der Verantwor-
tung stehlen. Schlech-
ter ausgebildete und un-
bezahlte Kräfte dürfen 
das in ihrer Freizeit über-
nehmen. Das alles schadet 
nicht zuletzt den Pflegebe-
dürftigen. Deshalb mit der 
SLP für 10 Milliarden für 
Bildung,Gesundheit und 
Soziales kämpfen!	

Jan Millonig, 
 Krankenpflegeschüler

Abtreibung kostenlos im Spital 
statt Pfusch in Privatpraxen!
Endlich wurde ein Berufs-
verbot gegen jene Ärztin 
verhängt, in deren Pra-
xis unprofessionelle Ab-
treibungen durchgeführt 
wurden. In den letzten 
vier Jahren mussten 16 Mal 
Frauen mit der Rettung ins 
Spital. Es kam zu schweren 
Blutungen, manchen Frau-
en mussten innere Organe 
entfernt werden. Seit Jahr-
zehnten schaut die Ärzte-
kammer zu. Anstatt Pati-
entinnen werden ÄrztIn-
nen geschützt. Wirksam 
wäre nur eine Kontrol-

le durch Patientinnen ge-
meinsam mit unabhängi-
gen MedizinerInnen und 
Gewerkschaften, die Miss-
stände veröffentlichen 
und abstellen können. Das 
grundlegende Problem ist 
das Fehlen von kostenloser 
Abtreibung. Solange die-
se privat zu bezahlen sind, 
muss, wer nicht genug Geld 
hat, zum/r billigsten ÄrztIn 
gehen. Darum: Möglichkeit 
für kostenlose Schwanger-
schaftsabbrüche in jedem 
öffentlichen Spital!

	 Georg Kumer

Kinder: neue 
Pflegekräfte!?

Fundstück des Monats

Wer hat ś gesagt?
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USA: Sozialismus wird immer populärer
Die aktuelle wirtschaftli-
che Krise hatte einen de-
saströsen Effekt auf die 
Lebensbedingungen für 
ArbeiterInnen, Jugend 
und Arme in den USA. 
Seit 2007 haben Milli-
onen ihre Häuser, ihre 
Jobs und ihre Gesund-
heitsversorgung verlo-
ren. Gleichzeitig wird bei 
bereits dürftigen öffent-
lichen Budgets gespart. 
Die herrschende Klas-
se versucht ständig, Ar-
beiterInnen zu überzeu-
gen, dass alles nicht so 

schlimm sei. Jedes Mo-
nat berichten die Medien 
über sich angeblich ver-
bessernde Wirtschafts-
daten, aber diese Ankün-
digungen bleiben ohne 
Substanz. Sie berichten, 
dass die Arbeitslosen-
rate von 10  % 2009 auf 
7,5  % zurückgegangen 
ist, aber der Anteil von 
Menschen in Beschäfti-
gung an der Gesamtbe-
völkerung im arbeitsfä-
higen Alter sinkt. Er liegt 
nun bei 63,4 %, so nied-
rig wie zuletzt 1978.

Die Krise hat eine Verän-
derung im Bewusstsein 
bewirkt. Unter Arbeit-
nehmerInnen gab es in 
Fragen wie der Ehe für 
Homosexuelle, das Recht 
auf Abtreibung, bis hin 

zum Mindestlohn einen 
Linksruck. Das steht in 
Kontrast zu Demokra-
ten und Republikanern, 
die sich in diesen Fra-
gen weiter nach rechts 
bewegt haben. Die Prä-
sidentschaft von Barack 
Obama sollte Budgetkür-
zungen, Attacken auf de-
mokratische Rechte, Ab-
schiebungen etc. mit ei-
nem netten Image ver-
sehen – zumindest wenn 
es nach der herrschen-
den Klasse geht. Für ei-
nen gewissen Zeitraum 

ist das auch gelungen. 
In den letzten fünf Jah-
ren hat aber Obama seine 
Unterstützer völlig be-
trogen. Er hat mehr Mi-
grantInnen abgescho-
ben als Bush, er hat un-
bemannte Drohnen 
eingesetzt. Seine Um-
fragewerte befinden sich 
wenig überraschend im 
freien Fall, besonders bei 
jenen Gruppen, die ihn 
am stärksten in seinen 
Kampagnen unterstütz-
ten. Sie sind in den letz-
ten Monaten um 17 Pro-
zentpunkte bei jungen 
WählerInnen und neun 
Prozentpunkte in der 
schwarzen Communi-
ty gesunken. Die Gesell-
schaft, in der wir leben, 
wird mehr und mehr 
hinterfragt und es gibt 

eine tiefgreifende Des-
illusionierung mit dem 
Zw e i p a r t e i e n s y s t e m , 
nicht zuletzt auch wegen 
des NSA-Skandals.

Die Veränderung im Be-
wusstsein zeigt sich auch 
auf der Straße. 2011 ha-
ben wir die massiven 
Kämpfe der öffentlich 
Bediensteten in Wis-
consin gesehen. Occu-
py Wall Street hat sich 
rasend schnell auf über 
1.000 Städte in den USA 
verbreitet. Zuletzt ha-

ben wir eine Serie von 
Streiks im Fast-Food-
Sektor gesehen, einer der 
am schnellsten wach-
senden Industrien in den 
USA. Von New York über 
Washington DC bis Seat-
tle haben einige der am 
schlechtest bezahlten 
ArbeiterInnen für einen 
Stundenlohn von 15  $ in 
der Stunde und das Recht 
auf gewerkschaftliche 
Organisierung gekämpft. 
Am 29. August fand ein 
koordinierter Streiktag 
statt.

Gleichzeitig gibt es wach-
sendes Interesse an so-
zialistischen Ideen. Um-
fragen zeigen, dass be-
sonders unter jungen 
Leuten „Sozialismus“ 
positiver als „Kapitalis-

mus“ gesehen wird. Das 
beste Beispiel für das 
wachsende Interesse an 
sozialistischen Ideen ist 
aber die Unterstützung 
auf Wahlebene, die So-
zialistInnen in einzel-
nen Städten erfahren. 
2012 hat Socialist Alter-
native (die Schwesteror-
ganisation der SLP in den 
USA) eine Kandidatin 
für die regionale Regie-
rung in Washington auf-
gestellt. Obwohl Kshama 
Sawant und ihre Wahl-
kampagne ungleich we-

niger Geld zur Verfügung 
hatten als ihr Demokra-
tischer Gegner, konn-
te sie 29  % bzw. 20.000 
Stimmen gewinnen. Die-
ses Jahr kandidiert So-
cialist Alternative mit 
drei KandidatInnen für 
Sitze in Gemeinderäten 
in Seattle (Kshama Sa-
want), Minneapolis (Ty 
Moore) und Boston (Sea-
mus Whelan). In der Vor-
wahl vom 6. August ge-
wann Kshama bereits 
35  % bzw. 40.000 Stim-
men. Sie wird damit im 
November bei der Stich-
wahl gegen den Demo-
kratischen Gemeinde-
rat Richard Conlin an-
treten. In Minneapolis 
ist Ty Moore als Anti-De-
logierungsaktivist von 
Occupy Homes bekannt. 

Er hat den Kampf gegen 
Delogierungen zu einem 
Schlüsselpunkt in sei-
nem Programm gemacht 
und wird von einer Rei-
he wichtiger Gewerk-
schaften unterstützt. 
Im Moment ist das die 
stärkste und sichtbars-
te Kampagne in Minne-
apolis. In Boston steht 
Seamus Whelan vor ei-
ner schwierigeren Kam-
pagne. Aber er hat eine 
Position in der Gewerk-
schaft der PflegerInnen, 
die eine wichtige Rol-

le in zukünftigen Kämp-
fen spielen kann. Obwohl 
diese Kampagnen noch 
sehr klein sind, fordern 
sie von Links die Demo-
kraten heraus – das kann 
ein wichtiger Schritt in 
Richtung Aufbau einer 
neuen Partei die Arbeit-
nehmerInnen sein. Die 
Kampagnen sind Aus-
druck der wachsenden 
Unterstützung für sozi-
alistische Ideen. Sie wer-
den den Schwung nut-
zen, um für eine Zukunft 
kämpfen, in der Arbeit-
nehmerInnen tatsächlich 
über ihr Schicksal ent-
scheiden können.

Bryan Koulouris & Brettos, 
CWI USA 

 www.socialist alternative.org

Die Krise bringt eine breite Desillusionierung
über das traditionelle Zweiparteiensystem –  
sozialistische KandidatInnen gewinnen Unterstützung.
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In Britannien findet der-
zeit eine wichtige Ent-
wicklung statt: Die La-
bour Party will auf einer 
Konferenz im Frühjahr 

2014 die formelle Ver-
bindung zu den Gewerk-
schaften aufkündigen. 
Sie war 1900 als Arbeite-
rInnenpartei gegründet 
worden, als politisches 
Instrument, um für Sozi-
alismus zu kämpfen. Die-
se Konferenz ist vorläufi-
ger Höhepunkt einer Ent-
wicklung, die vor Jahr-
zehnten begonnen hat: 
die Verbürgerlichung von 
Labour. Viele der linken 
GewerkschaftsführerIn-
nen in Britannien hatten 

dennoch lange an der Idee 
festgehalten, die Labour 
Party verändern zu kön-
nen, obwohl Labour be-
reits ab den frühen 90ern 

zu einer vollständig neo-
liberalen Partei gewor-
den war. Manche hatten 
aber auch begonnen, sich 
von Labour zu trennen 
und diese nicht mehr zu 
finanzieren. Nun hat Bob 
Crow, Führer der RMT 
(Eisenbahn- und Trans-
p or t a rb e ite rI n n e n ge-
werkschaft), andere Ge-
werkschafterInnen auf-
gerufen, gemeinsam ei-
ne Partei zu gründen, die 
„für ArbeitnehmerInnen 
spricht“. Die RMT hatte 

bereits davor gemeinsam 
mit der Socialist Party 
(CWI in England & Wales) 
im Rahmen der Trade 
Union & Socialist Coaliti-

on TUSC kandidiert. Dass 
Gewerkschaften Schritte 
in Richtung einer neuen 
ArbeiterInnenpartei set-
zen, ist eine Entwicklung, 
die auch in Österreich nö-
tig ist. Denn auch hier ist 
die Verbindung von So-
zialdemokratie und Ge-
werkschaften ein Hemm-
schuh, sowohl für Kämpfe 
als auch für die Entwick-
lung einer neuen politi-
schen Kraft, die Arbeite-
rInnen wirklich vertritt.	

	 Brettros

Labour versus Gewerkschaften

Berlin: Kampf in Uniklinik

Wann, wenn nicht jetzt: Für eine neue Partei 
von ArbeitnehmerInnen und Jugendlichen!

Vom 21.-26. Juli fand in 
Leuven in Belgien das in-
ternationale Sommerse-
minar des Komitee für ei-
ne ArbeiterInneninterna-
tionale statt, dessen Teil-
organisation in Österreich 
die SLP ist. Es nahmen da-
bei Mitglieder aus über 30 
verschiedenen Ländern 
teil, insgesamt fast 390 
SozialistInnen.

So dicht wie die welt-
weiten Ereignisse des letz-
ten Jahres drängte sich 
auch der Terminplan an 
diesen sechs Tagen: Im Fo-
kus standen natürlich der 
Aufbau des Democratic 
Socialist Movement (DSM), 
bzw. auch der Workers and 
Socialist Party in Südafri-
ka. Letztere wurde auf In-
itiative des DSM gegrün-
det und ist auf dem Weg, 
die neue Massen-Kampf-
partei zu werden Die Pro-
teste in der Türkei und wie 
man damit umgehen soll 
oder die Aufstände in Bra-
silien, in die AktivistInnen 
des LSR (Liberdade, Soci-
alismo e Revolucao) maß-
geblich involviert waren, 
bestimmten die Debatten 
ebenfalls.

Immer wieder teilten 
wir uns in kleinere Grup-
pen, um interessante und 
wichtige Themen zu dis-
kutieren, die das Rüstzeug 
eines/r jeden MarxistIn 
heutzutage darstellen soll-
ten. Um nur einige Auszü-
ge daraus zu nennen: „Fe-
ministische Theorie – Bür-

gerliche versus Sozialisti-
sche“, „LGBT – Gleichheit, 
Homoehe und SozialistIn-
nen“, „China – Ökonomi-
sche Verlangsamung – wo-
hin nun?“, „Lateinameri-
ka mit Fokus auf Brasilien, 
Venezuela und Kuba“ und 
„Nationalismus von Rechts 
und Links und die Sicht-
weise des CWI“. In der 
letzten genannten Kom-
mission hielt auch ich eine 
Wortmeldung zu Nationa-
lismus in Ex-Jugoslawien 
und den JMBG-Protesten 
in Sarajevo.

Das Fazit der Sommerschu-
lung: Die Radikalisierung 
von ArbeiterInnen und Ju-
gendlichen nimmt zu, und 
das weltweit. Der Aufbau 
des CWI als revolutionä-
re Internationale findet 
also unter verschärftem 
Druck statt, der Chan-
cen, aber auch viele Ge-
fahren birgt. Sei es in den 
USA (auch eine Sektion, 
die schnell wächst, beson-
ders durch den derzeitigen 
Erfolg der Stadtratskan-
didatin Kshama Sawant 
in Seattle), in Süd-Asien, 
Nah-Ost, Afrika oder auch 
Lateinamerika: Die kom-
menden Jahre bergen das 
Potential für Revolutionen 
und auch brutale Konter-
revolutionen. Das Kapital 
findet keinen Ausweg aus 
der Krise – die Antwort 
müssen wir liefern. Und 
das werden wir.

	 Clemens Wiesinger

Wir bauen  
das CWI!

Vor zwei Jahren wurde 
in der Berliner „Charité“ 
(Europas größte Uni-Kli-
nik) fast drei Monate für 
einen Kollektivertrag bei 
den HausarbeiterInnen 
und eine Lohnerhöhung 
gestreikt. Jetzt gibt es 
neue Auseinandersetzun-
gen. Die Beschäftigten in 
der Pflege kämpfen für ei-
ne tarifvertragliche Fest-
legung einer Mindestper-
sonalbesetzung der Stati-
onen, auch in den Nacht-
diensten. Diesen schon 
lange nötigen Kampf tra-

gen sie auch in die Bevöl-
kerung. Die Gewerkschaft 
gründete ein Solidari-
tätskomitee und in öf-
fentlichen Protestaktio-
nen, wie einem Flashmob 
im August, wird erklärt, 
dass mehr Personal auch 
im Interesse der Patien-
tInnen ist. Mitglieder der 

„Sozialistischen Alterna-
tive“ (deutsche Schwes-
terorganisation der SLP) 
sind als BetriebsrätInnen 
und UnterstützerInnen 
aktiv am Kampf beteiligt.

www.sozialismus.info

1 Jahr Massaker von Marikana
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

Mehr als 5.000 Bergarbei-
terInnen versammelten 
sich in Marikana, Südafri-
ka bei der Platin-Mine, wo 
die Polizei vor einem Jahr 
(16. August) ein Massaker 
an streikenden Bergleu-
ten verübt hatte. Sie und 
Angehörige gedachten der 
34 ermordeten KollegIn-
nen. Liv Shange vom „De-
mocratic Socialist Move-
ment“ (DSM, CWI in Süd-
afrika) machte klar, dass 
der Kampf für menschen-
würdige Arbeits- und Le-
bensbedingungen wei-

tergeht. Das DSM spielt 
seit Beginn eine führen-
de Rolle in der Bewegung. 
Durch die Gründung der 
neuen ArbeiterInnenpar-
tei „Workers and Socia-
list Party“ (WASP) und die 
landesweite Vernetzung 
der Streikkomitees brei-
tet sich der Kampf aus. So 
werden landesweite Akti-
onen vorbereitet, u.a. um 
Forderungen wie die de-
mokratische Verwaltung 
der Wirtschaft durch die 
Gesellschaft.
		  www.socialistworld.net

UK: 45 Prozent!
Schottland: � Gary Clark, Ak-
tivist in der Kommunika-
tionsgewerkschaft und der 

„Socialist Party Scottland“ 
(schottische Schwesteror-
ganisation der SLP) kandi-
dierte für den Regionalse-
kretär. Gary steht u.a. für 
ein kämpferisches Pro-
gramm gegen die Privati-
sierung der Post. Die sozial-
demokratische Bürokratie 
startete eine massive Kam-
pagne gegen ihn und trotz-
dem bekam er 45 %.

www.socialistpartyscotland. 
org.uk
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Kleineres Übel oder große  
Katastrophe? SPÖ wählen?

Gleich vorweg:� Die Fra-
ge, die mir für diesen Bei-
trag gestellt wurde, werde 
ich nicht beantworten. Ob 
Linke SPÖ wählen sollen, 
lassen sich Linke nämlich 
nicht von anderen sagen. 
Das ist eine sehr eigene und 
bewusste Entscheidung. 
Ich will darlegen, was mich 
als Sozialdemokratin in der 
SPÖ bewegt und wo ich die 
notwendigen Herausforde-
rungen sehe. 

Die SPD ist in 150 Jahren 
ein Denkmal ihrer selbst 
geworden. Und so gilt für 
sie (...) der Satz von Robert 
Musil: „Auch Denkmäler 
sollten sich, wie wir alle es 
tun müssen, etwas mehr 
anstrengen. Ruhig am We-
ge stehen und sich Blicke 
schenken lassen, das kann 
jeder; wir dürfen von ei-
nem Monument mehr er-
warten.“ (Heribert Prantl, 
Genosse Sisyphos, Süd-
deutsche Zeitung, 18.5.13)

So schrieb Prantl zum 
Gründungsjubiläum der 
SPD. Angesichts der gegen-
wärtigen Verhältnisse ist 
„mehr erwarten“ wohl ein 
understatement: Die Politik 
der konservativen Eliten, 
die Politik der radikalen 
Marktgläubigkeit, der De-
regulierung und Umvertei-
lung von unten nach oben 
hat Europa in die schwerste 
Krise seit den 1930er Jahren 
geführt. Noch nie waren so 
viele Menschen ohne Ar-
beitsplatz und von Armut 
oder sozialer Ausgrenzung 
bedroht. Der Neoliberalis-
mus ist gescheitert. Er ist 
sozial unzumutbar, wirt-
schaftlich unvernünftig 
und demokratiepolitisch 
gefährlich. 

Wir brauchen einen ra-
dikalen Kurswechsel und 
die Sozialdemokratie muss 

dabei eine wesentliche 
Rolle spielen. Das fordert 
notwendigerweise eine 
kritische Reflexion über 
den eigenen neolibera-
len Anschmiegekurs. Aber 
wenn wir uns darauf kon-
zentrieren, was die Erfolge 
und Stärke der sozialde-
mokratischen Bewegung 
ausmachten, kann die 
SPÖ wieder Hoffnungs-
trägerin einer solidari-
schen Gesellschaft wer-
den. Die Sozialdemokra-
tie war als Bildungs- und 
Demokratiebewegung er-
folgreich. Sie entwickelte 
ihre Stärke, weil sie damit 
überzeugen konnte, dass 
Demokratie immer auch 
einen sozialen Gehalt hat 
und die soziale Frage auch 
eine emanzipatorische ist. 

Viele hegen Zweifel, ob 
die Sozialdemokratie die-
se Bewegung wieder wer-
den kann. Ich teile manche 
Zweifel. Dennoch bin ich 
überzeugt, dass die Sozial-
demokratie durch ihre Ge-
schichte und mit ihrer Pro-
grammatik das Zeug dazu 
hat, es richtig zu machen.

Eine sozialdemokrati-
sche Bewegung, die trotz 
aller Widerstände ihr Han-
deln an den Grundsätzen 
von Freiheit, Gleichheit, 
Gerechtigkeit und Solidari-
tät ausrichtet, kann Bünd-
nisse schmieden und über-
zeugend für Unterstützung 
werben. Das ist kein ruhi-
ger Weg und ziemlich an-
strengend – aber es ist die 
notwendige Alternative. 
Davon bin ich überzeugt 
und darum bin ich Sozial-
demokratin in der SPÖ.

Sonja Ablinger,  
Abgeordnete  

zum Nationalrat der SPÖ  
sowie SPÖ-Kultursprecherin

Angesichts 
der Natio-
nalratswahl� 
drucken wir 
hier ein Pro 
und Contra 
zur Frage, 
ob Linke die 
SPÖ wählen 
sollen, bzw. 
wer die SPÖ 
wählen kann, 
ab. Mit Beiträ-
gen von Son-
ja Ablinger, 
Abgeordnete 
der SPÖ zum 
Nationalrat 
und Seba-
stian Kugler 
von der SLP.
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ege stehen.

Die Frage, ob Linke� die SPÖ 
unterstützen sollen, ist 
keine Private, sondern 
ein fundamentales Prob-
lem linker Politik. Die SPÖ 
ist seit mehr als 20 Jah-
ren Akteur des gesamtpo-
litischen Rechtsrucks und 
verantwortlich für un-
zählige neoliberale „Re-
formen“. Sie hat die Ver-
staatlichte zerschlagen 
und Sparpaketen nicht 
nur zugestimmt, sondern 
sie mitgeschnürt. 1 % be-
sitzen 37 % des Reichtums. 
Der Sozialabbau der SPÖ 
hat die FPÖ groß gemacht. 
Die SPÖ hat jeder rassisti-
schen Gesetzesverschär-
fung zugestimmt. Täglich 
werden sieben Menschen 
abgeschoben.

Ob die SPÖ ein Vehikel 
zur Veränderung ist oder 
werden kann, zeigt die 
Praxis: Bewegungen gegen 
Sozialkürzungen in der 
Steiermark und in Ober-
österreich. Der Kampf der 
Öffentlich Beschäftigten 
gegen die Nulllohnrunde. 
Die Flüchtlingsbewegung. 
Keine dieser Bewegungen 
wird von der SPÖ unter-
stützt, im Gegenteil, sie ist 
ihre direkte Gegnerin.

International ist die So-
zialdemokratie kein Teil 
des Kampfes gegen das 
Spardiktat der EU, sondern 
setzt es um. Papandreou, 
Zapatero, Brown, Sócrates 
und Schröder sind Sozial-
demokraten!

Die SPÖ ist kein klei-
neres, sondern das effek-
tivere Übel, weil sie Lin-
ke an sich bindet, ohne 
selbst einen Mikrometer 
nach links zu gehen. Ei-
ne innerparteiliche Linke 
ist nicht existent. Einzelne 
haben keinen Einfluss auf 
den Kurs. Wie die Partei 

mit organisierter Opposi-
tion umgeht, zeigte sich in 
den Hexenjagden gegen die 
Gruppe „Vorwärts“, aus 
der die SLP hervorging. 
Dass nun sogar Sonja Ab-
linger, die den größten Teil 
der SPÖ-Politik mitträgt, 
ins Fadenkreuz gerät, zeigt 
das Ausmaß der Degenera-
tion.

Eine neue Linke ist not-
wendig. Diese kann nur 
aus sozialen Kämpfen er-
wachsen. Viele, die noch 
in der SPÖ sind, kön-
nen BündnispartnerInnen 
beim Aufbau einer neu-
en Linken sein. Sobald sie 
kämpfen, sehen sie, dass 
„ihre“ Partei auf der ande-
ren Seite steht. Kämpferi-
sche Gewerkschaftspoli-
tik ist heute nur gegen die 
SPÖ möglich. Wir stehen 
an der Seite all jener, die 
es von links mit der SPÖ-
Bürokratie aufnehmen. 
Aber heute noch Men-
schen, die links aktiv wer-
den wollen, auf die SPÖ zu 
orientieren, ist ein Feh-
ler und hemmt die Ent-
wicklung einer neuen Lin-
ken. Es ist für Linke in der 
SPÖ, wie die GPA-DJP Ju-
gend in einer Aussendung 
über die Flüchtlingsbewe-
gung schreibt, „höchst an 
der Zeit, dass diese ihre 
eigenen Überzeugungen 
nochmals mit den Werten 
ihrer Partei oder Orga-
nisation vergleichen und 
sich überlegen, ob die-
se noch zusammenpas-
sen, um schlussendlich 
die notwendigen Schritte 
zu setzen.“

Sebastian Kugler, 
Mitglied der Bundesleitung der 

Sozialistischen LinksPartei
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SLPlerInnen� waren Teil der 
Proteste die versuchten, 
die Abschiebungen von 
acht Flüchtlingen zu ver-
hindern. Doch Solidarität 
ist unerwünscht bei Re-
gierung und Polizei. Meh-
rere AktivistInnen der SLP 
sollen nun Strafen von 
€ 250-€ 370,- (manche so-
gar zwei davon) zahlen, 
weil sie nicht einfach zu-

lassen wollten, das Men-
schen in eine gefährli-
che, vielleicht sogar tödli-
che Zukunft abgeschoben 
werden. Solche Strafen 
sollen uns einschüchtern 
und davon abhalten, in 
Zukunft zu protestieren. 
Das wird ihnen nicht ge-
lingen - auch mit deiner 
Hilfe. Die SLP-AktivistIn-
nen sind Studierende und 
Menschen mit niedrigem 
Einkommen. Lassen wir 
sie nicht mit diesen Stra-
fen alleine!

Aus der SLP

NIEDERÖSTERREICH

Die SLP-Treffpunkte
GMUNDEN

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
im ‘Wiener Café’ 
Esplanade Gmunden

GRAZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Montag, 1900 Uhr 
im ‘Alte Welt’, Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
Nähe Mirabellplatz

NIEDEROSTERREICH

unregelmäßige Treffen 
Infos per E-Mail slp@slp.at 

WIEN

SLP-Sommer-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1900 Uhr 
in der ‘Pizzeria La Piazza’ 
20., Gaussplatz 7, Linie 31; Linie 5A

11. September: Demokratie 
unter Beschuss – für Profite 
gehen sie über Leichen

18. September: Für eine 
neue ArbeiterInnenpartei 
mit Heidrun Dittrich,� 
Bundestagsabgeordnete DIE LINKE

Zahlreiche Termine und 
Veranstaltungshinweise  
auf www.slp.at

Kein SLP-Treffen in der Nähe?� 
Wir helfen Dir beim Aufbau! 

SPÖ und Grüne sind 
keine politische Alterna-
tive. Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen. Wir 
wollen keine Stellvertre-
terInnenpolitik, sondern 
wir brauchen eine neue 
starke, kämpferische so-

zialistische Partei für Ar-
beiterInnen, Arbeitslose 
& Jugendliche, deren Ver-
treterInnen keine Privile-
gien haben.

Die Regierungspar-
tei SPÖ beweist täglich, 
dass sie nicht die Interes-
sen der ArbeitnehmerIn-
nen vertritt. Die Grünen 
biedern sich bei der ÖVP 
an und schrecken mitt-
lerweile nicht einmal vor 
einer Zusammenarbeit 

mit dem gewerkschafts-
feindlichen Team Stro-
nach zurück. Beide sind 
eine stumpfe Waffe ge-
gen die FPÖ, weil sie die 
Leute dieser in die Arme 
treiben. Sie bekämpfen 
Rassismus – wenn über-

haupt – maximal auf ei-
ner moralischen Ebene. 
An der Regierung betrei-
ben sie Sozialabbaupoli-
tik. Für die FPÖ ist es ein 
leichtes, den berechtig-
ten Unmut aufzugreifen. 
Was es braucht, ist eine 
neue ArbeiterInnenpar-
tei, in der sich Jugendli-
che, Arbeitslose, Pensi-
onistInnen und Arbeit-
nehmerInnen organisie-
ren können. Eine Partei, 
in der es Möglichkeit zu 

Diskussion über politi-
sche Inhalte und Ausrich-
tung gibt. Eine Partei, die 
Ausdruck realer Bewe-
gungen ist, die Streiks 
und Kämpfe unterstützt 
und ihnen eine politi-
sche Richtung gibt. Eine 
solche Partei kann nicht 
am Reißbrett entstehen. 
Sie kann nur das Ergeb-
nis von Bewegungen sein, 
damit ihre Strukturen 
„Fleisch“ bekommen. Sie 
braucht demokratische 
Strukturen, um Raum für 
diese Debatten zu haben. 
Und sie braucht ein sozia-
listisches Programm, um 
nicht vor der kapitalis-
tischen Sachzwanglogik 
zu kapitulieren. Die SLP 
unterstützt jeden Schritt 
in Richtung neuer Ar-
beiterInnenpartei – wir 
werden Teil dieser neuen 
Projekte sein.

Webtipp: 
www.slp.at

SLP-Programm genau erklärt:

Was es dringend braucht, ist 
eine neue ArbeiterInnenpartei.

Die SLP ist die österreichi-
sche Sektion des „Com-
mittee for a Workers In-
ternational“ (CWI). In 
über 45 Ländern kämp-
fen die Mitglieder des CWI 
gegen den Kapitalismus. 
Das Kapital ist internatio-
nal organisiert – der Wi-
derstand dagegen muss es 
auch sein. Wir sind kein 
„Netzwerk“ nationa-
ler Organisationen, son-
dern eine Weltorganisati-
on mit lokalen Sektionen. 
Mehrmals im Jahr disku-

tieren bei internationa-
le Treffen CWI-Aktivis-
tInnen aus aller Welt über 
Perspektiven, Strategi-
en und Erfahrungen im 
Kampf für Sozialismus. Es 
gibt auch praktische Zu-
sammenarbeit. So führt 
die SLP aktuell Solidari-
täts- und Spendenkam-
pagnen für unsere Arbeit 
in Griechenland, Kasach-
stan, Südafrika und Chile 
durch. Bei den Flutkata-
strophen in Pakistan und 
Sri Lanka organisierten 

wir finanzielle Hilfe, die 
teilweise als erste ankam, 
weil unsere Schwesteror-
ganisationen demokrati-
sche Wiederaufbau-Ko-
mitees unterstützt – ein 
effektiverer Ansatz als die 
bevormundende „Friss 
oder stirb“-Attitüde von 
NGOs. Wir organisieren 
internationale Proteste 
z.B. gegen Rassismus und 
arbeiten für einen euro-
paweiten Streiktag gegen 
die Krisenpolitik. Werde 
auch Du Teil des CWI!

„Hoch die Internationale Solidarität“

1 Minute Solidarität wird 
mit € 250 - € 370,- bestraft!

Andere über uns

Jetzt abonnieren: www.slp.at

Die sozialistische Zeitung seit 1983

seit September 2011:

Neues, handliches Format

Neues, modernes Design

Mehr Berichte & Analysen 
aus sozialistischer Sicht

Jahres-Abo (10 Ausgaben)
€ 24,– Normal-Abo 
€ 14,– Sozial-Abo für Menschen ohne eigenem Einkommen 
ab € 7.-/Monat: Alles Inklusive Abo (alle Publikationen der SLP) 

Prominente Wahlunterstützung für die SLP: Heidrun Dittrich, 
Bundestagsabgeordnete für DIE LINKE in Deutschland, 
ruft dazu auf, am 29.9. SLP zu wählen. Heidrun ist ei-
ne konsequente Kämpferin für ArbeitnehmerInnen, für 
Arbeitslose und Jugendliche – im und außerhalb des 
Bundestags. Erst vor kurzem ist sie unserer deutschen 
Schwesterorganisation SAV beigetreten. Danke für die 
Unterstüzung!

Abo-Zahlungen & Spenden: PSK (BLZ 60 000) Kto-Nr. 8812.733

KontoNr.: 8812.733 , BLZ: 60000 
Verwendungszweck: Strafen

Kleineres Übel oder große  
Katastrophe? SPÖ wählen?



FF Schluss mit Arbeitslosigkeit�, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension von 1.200 Euro netto & 
Arbeitszeitverkürzung auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung der vorhandenen 
Arbeit auf Alle bei vollem Lohn. Unbefristetes 
Arbeitslosengeld und Pension dürfen 
nicht unter dem Mindestlohn liegen.
FF Kapitalismus bringt immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen aus unseren Steuern für 
Banken & Konzerne wollen wir ein öffentli-
ches Investitionsprogramm bei Gesundheit, 
Bildung, Wohnen, Umwelt & Verkehr. 
FF Der Kampf für Frauenrechte ist für uns 
Teil des Kampfes für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine gerechte Entlohnung 
und Verteilung der bezahlten und unbe-
zahlten Arbeit! Flächendeckende kostenlose 
Betreuung von Kindern und Pflegebedürf-
tigen durch bezahlte Fachkräfte. Schluss 
mit Sexismus und Gewalt gegen Frauen!
FFWir mobilisieren gegen die Angriffe der 
radikalen Abtreibungsgegner auf das Selbst-
bestimmungsrecht von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwangerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in allen Bundesländern. 
FF Schluss mit rassistischen Gesetzen und 
Abschiebungen! MigrantInnen sind 
nicht die Ursache für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von ÖsterreicherInnen 
und MigrantInnen für die volle rechtliche, 
politische und soziale Gleichstellung 
aller hier lebenden Menschen.

FF Die Jugend braucht eine Zukunft. Statt 
Kürzungen und Privatisierung mehr Geld 
für Bildung, die sich nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, sondern kritische 
und selbständige Menschen zum Ziel hat. 
Ausreichend Lehrstellen & Jobs, von denen 
man leben kann, leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen ohne Konsumzwang.
FF Schluss mit der Diskriminierung, Stigmati-
sierung und Behinderung von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und Selbstbestimmung.
FFVolle Gleichberechtigung für Schwule, 
Lesben, Transgenderpersonen & Bisexuelle
FF Nein zu polizeistaatlichen Methoden und 
privaten Sicherheitsdiensten, die nur die 
Interessen des Kapitals schützen. Statt auf 
Überwachungsstaat und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. Keine Kooperation 
& kein Beitritt zu einem Militärbündnis.
FF Sozialpartnerschaft bedeutet besonders 
heute Verschlechterungen. Statt Privilegien 
und Bürokratie im ÖGB für kämpferische 
und demokratische Gewerkschaften.
FF Faschistische und rechtsextreme Organi-
sation wie BFJ, NVP & auch die FPÖ sind 
eine reale Bedrohung für MigrantInnen, 
GewerkschafterInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlossenen Widerstand und 
den Aufbau einer politischen Alternative!
FF SPÖ und Grüne sind diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte Gefahr nicht stoppen. 
Wir wollen keine StellvertreterInnenpolitik, 

sondern wir brauchen eine neue starke, 
kämpferische sozialistische Partei für Arbei-
terInnen, Arbeitslose & Jugendliche, deren 
VertreterInnen keine Privilegien haben. 
FF Hunger, Krieg, Armut & Verschuldung 
sind die Folge imperialistischer, neoko-
lonialer Politik. Für internationale 
Solidarität & Zusammenarbeit der 
ArbeiterInnenbewegung.
FF Keine Privatisierung der Gewinne und 
Verstaatlichung der Verluste. Es reicht 
nicht, die Finanzmärkte zu regulieren und 
internationale Institutionen wie EU, IWF & 
Weltbank zu reformieren. Wir brauchen eine 
echte Alternative zum Kapitalismus. Darum 
sind wir für die Überführung der Banken 
& Konzerne in öffentliches Eigentum unter 
demokratischer Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten und der Gesellschaft.
FF Kapitalismus bedeutet Umweltzerstörung 
und Chaos. Nachhaltigkeit und Wohlstand 
durch eine demokratisch geplante 
Wirtschaft, die von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht von Aktien-
kursen & Profiten bestimmt wird.
FF 	Eine revolutionäre Veränderung ist 
notwendig. Lediglich Reformen führen zu 
keinen grundlegenden Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung & die Jugend sind 
Kräfte, die den Bruch mit dem Kapitalismus 
& eine demokratische, sozialistische 
Gesellschaft erkämpfen können.
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Wieder ist Wahlkampf und 
wieder versucht die FPÖ, 
sich dem „kleinen Mann“ 
als Opposition zu SPÖ-
VP zu präsentieren. Was 
die FPÖ einen „Positiv-
wahlkampf“ nennt, ist 
der Versuch, nach den 
diversen Wahlschlap-
pen Fuß zu fassen. Hin-
ter dem Geschwafel von 

„Nächstenliebe“ finden 
sich rassistische Hetze 
gegen AsylwerberInnen 
und andere MigrantIn-
nen und vor allem natio-
nalistische Scheinlösun-
gen für die Krise.

Klar, dass viele Menschen 
(zurecht wütend und von 
der Regierung geschröpft) 
sich nach Veränderung 
sehnen. Die FPÖ bie-
tet diese nicht. Sie steckt 
selbst tief im Korrupti-
onssumpf (Scheuch, Graf, 
Rumpold…). Ihre „Lö-
sungsansätze“ sind rassis-
tisch und stützen die hei-
mischen Kapitalinteressen, 
nicht den „kleinen Mann“. 
Eine Stimme für die FPÖ 
gibt der Politik bloß eine 
Steilvorlage für die Um-
setzung ihrer Kürzungs-
orgien. Denn der Rassis-

mus der FPÖ spaltet uns 
und erschwert Widerstand 
gegen kommende Angrif-
fe auf Löhne und Sozia-
les. Die FPÖ ist selbst eine 
neoliberale Partei, die die 
heimischen Superreichen 
beschützen will, auf Kos-
ten von ArbeitnehmerIn-
nen, Arbeitslosen und Ju-
gendlichen jeglicher Her-
kunft. Was wir brauchen, 
ist eine sozialistische Al-
ternative, die sich im In-
teresse der ArbeiterInnen-
klasse kämpferisch gegen 
das kapitalistische Chaos 
stellt!	 Moritz C. Erkl

FPÖ bekämpfen!

Pro Choice für Abtreibung

Blau ist keine Alternative zu 
Korruption und Sozialabbau!


